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Sehr geehrte Damen und Herren,
liebe Parteifreunde,

das „Jahr der Wahlen“ neigt sich dem Ende
zu. Mit den guten Ergebnissen der Komm-
nal- und Europawahl nehmen wir Anlauf
auf die Landtagswahl 2016. 

Unser Mann: Guido Wolf

Nach dem fairen Kampf um die Spitzenkan-
didatur nehmen wir die Entscheidung der
CDU-Basis an und gehen mit Guido Wolf
als unserer Nummer 1 in den Wahlkampf.
Mit der selben Geschlossenheit, wie schon
in den vorangegangenen Wahlkämpfen,
haben wir die große Chance, 2016 wieder
die Regierung in Baden-Württemberg zu
stellen. Wir müssen thüringsche Verhält-
nisse in unserem Land verhindern.

Wahlfreies Jahr 2015

Auch im wahlfreien Jahr werden wir wieder
viele verschiedene und interessante Veran-

staltungen anbieten können. Die erste da-
von findet bereits im Januar mit dem ge-
sundheitspolitischen Sprecher der CDU/
CSU-Bundestagsfraktion, Jens Spahn MdB,
statt (siehe Einladung rechts). 

Montagstreff und mehr

Unsere CDU-Montagstreffs und unsere
CDU-Stadtteilgespräche werden Sie wie-
der über aktuelle Themen der Stadt infor-
mieren. Diese Veranstaltungen bilden die
Grundlage unserer Öffentlichkeitsarbeit.
Darüber hinaus werden wir neue Wege ge-
hen, Sie als Mitglied oder Interessierten an
unserer politischen Arbeit vor Ort stärker
zu beteiligen. Das Jahr 2015 verspricht aus
CDU-Sicht jedenfalls interessant und in-
formativ zu werden.

Weihnachten steht vor der Tür. Für die
meisten ist dies eine Zeit der Ruhe und Be-
sinnung im Kreise der Familie und mit
Freunden. 

In diesem Sinne wünsche ich Ihnen ein fro-
hes und gesegnetes Weihnachtsfest und
ein friedliches, gesundes Neues Jahr. 

Ihr

Maik Stefan Braumann                                <<<

Maik Stefan Braumann, CDU-Stadtverbandsvorsitzender 

Jens Spahn MdB, CDU/CSU
Bankkaufmann, Politologe
Geboren am 16. Mai 1980 in Ahaus; röm.-katholisch

• 1999 Abitur
• 2001 Bankkaufmann.

• Studium der Politik- und Rechtswissenschaften, 
• 2008 Bachelor of Arts (B.A.).

• Seit 1997 Mitglied der CDU 
• seit 2005 Vorsitzender des CDU-Kreisverbandes 

Borken. 

• Seit 2002 Mitglied des Bundestages 

• 2005-2009 Obmann der CDU/CSU im Gesund-
heitsausschusses des Bundestages 

• seit 2009 Gesundheitspolitischer Sprecher der 
CDU/CSU-Bundestagsfraktion 

• seit 2012 Beisitzer im Bundesvorstand der CDU
• seit 2014 Vorsitzender der Deutsch-Niederländi-

schen Parlamentariergruppe

JENS SPAHN
KOMMT 

Der gesundheitspolitische Sprecher der
CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bun-
destag, Jens Spahn MdB, kommt auf Ein-
ladung von Steffen Bilger MdB nach Lud-
wigsburg.

Am Dienstag, 20. Januar 2015, 
spricht er um 18 Uhr im Vortragssaal
des mC-Seniorenstifts Ludwigsburg, 
Thouretallee 3, 71638 Ludwigsburg, 

zu den Auswirkungen der aktuellen Ge-
sundheitspolitik und was sich im neuen
Jahr alles ändern wird.
Die Verbesserung der Pflege hat sich die-
se Bundesregierung zum Schwerpunkt
gesetzt. Deshalb hat der Bundestag im
Oktober 2014 den ersten Teil der Pflege-
reform verabschiedet. Der Gesetzesent-
wurf sieht deutliche Leistungsverbesse-
rungen für Pflegebedürftige und ihre An-
gehörigen ab dem 1. Januar 2015 vor.
Wir freuen uns, Jens Spahn MdB begrü-
ßen zu können und laden Mitglieder und
Freunde der CDU und alle interessierten
Bürgerinnen und Bürger zu diesem infor-
mativen Abend recht herzlich ein.
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Durch das Oßweiler Neubaugebiet „Har-
tenecker Höhe“ kam die Diskussion um ei-
nen Ausbau der Waiblinger Straße wieder
richtig in Fahrt. Stadtrat Thomas Lutz hat
beim CDU-Montagstreff die verschiede-
nen Möglichkeiten vorgestellt. „Ossweil
ächtzt unter dem entstandenene Verkehr“,
so der CDU-Stadtrat, „besonders betroffen
sind die Friesenstraße, die Westfalenstra-
ße und vor allem die Mühlhäuser Straße
als Zufahrtsstraße zur Landstraße L1140
Ludwigsburg/Remseck.“

CDU für Waiblinger Straße

Die CDU in Ludwigsburg hält den Ausbau
der Waiblinger Straße als untergeordnete
verkehrsberuhigte Erschließungsstraße
für richtig und auch nötig. Inklusive einer
Anbindungen an das Wohngebiet mit inte-
grierten Fuß- und Radwegen. Dies ist eine
Möglichkeit, den Verkehr gerechter auf al-
le Straßen zu verteilen. Ebenso muss die
Einbindung im Gesamtverkehrskonzept
für Oststadt mit umgesetzt werden.
Thomas Lutz sieht die für Oßweil wichtige
Infrastruktur in Gefahr. Wenn der Verkehr
weiter zunimmt, könnten Kunden wegblei-
ben und der Stadtteil so seine derzeit her-
ausragenden Vorteile im Einzelhandel ver-
lieren.
Für das Neubaugebiet müssen Schall-
schutzmaßnahmen zu den Sportplätzen
geschaffen werden. Dabei kann die Waib-
linger Straße gleich mit integriert werden.

Oßweil hat sich, so Stadtrat Thomas Lutz
weiter, zu einem der einwohnerstärksten
Stadtteile Ludwigsburgs entwickelt. Die
Straßen seien aber immer noch die glei-
chen wie vor 50 Jahren. Für neue Wohnge-
biete werde verkehrstechnisch alles getan
was möglich sei, für Bewohner der vorhan-
denen Wohngebiete dagegen bliebe nur
die Aussage, dass die bestehenden Stra-
ßen den zusätzlichen Verkehr schon noch
vertagen würden.
Das ist keine befriedigende Lösung für die
Bürger. Laut einem Verkehrsgutachten der
Verwaltung würde eine Waiblinger Straße,
in der Ausführung wie von der CDU vorge-
schlagen, eine Entlastung von 40 Prozent
für Oßweil bedeuten. Stadtrat Thomas
Lutz versprach an dem Abend, sich weiter
für die Bürger und den Bau der Waiblinger
Straße einzusetzen.                                     rvb

Aus dem Kommunal-
Wahlprogramm 2014 
der CDU Ludwigsburg:
Die CDU hält den Ausbau der Waiblinger
Straße als untergeordnete Straße nach wie
vor für notwendig, da durch das Neubau-
gebiet „Hartenecker Höhe“ und einer zu-
künftigen Wohnnutzung an der Fuchshof-
straße zusätzlicher Verkehr entstehen
wird, der über eine ausgebaute Waiblinger
Straße die Chance hat, abzufließen und
damit vorhandene Wohnstraßen nicht zu-
sätzlich zu belasten.

Stadtrat Maik Stefan 
Braumann äußert sich 
zur Stadtentwicklung Ost:

„Die Beratungen des städtebaulichen Ide-
enwettbewerbs des „Entwicklungsbe-
reichs Ost“ machen Hoffnung auf eine gu-
te Entwicklung des gesamten Quartiers.
Bereits im Laufe des Wettbewerbsverfah-
rens und der Überarbeitungen hat sich ge-
zeigt, dass keines der Konzepte eins zu
eins umgesetzt werden kann. Dank des
großen bürgerlichen Engagements und
vielen guten Veranstaltungen mit Beteili-
gung der Bürger und Vereine – der Ost-
stadtverein sei hier besonders erwähnt –
wurde die Stoßrichtung vorgegeben. Da-
von möchten wir später bei der Umset-
zung auch etwas sehen.

Die Bereiche der Sportvereine, Stadion-
bad, Berliner Platz, Fuchshofstraße, das
Mischgebiet an der Fuchshofstraße, das
westliche Wohngebiet in Oßweil, die An-
zahl der Vollgeschosse, die Parkierung,
Grünbereiche und der Verkehrsfluss – al-
les soll zusammenfinden und das ist nicht
einfach.

In der weiteren Bearbeitungsstufe ist die
Beurteilung der verkehrlichen Wirksam-
keit der Waiblinger Straße und deren Um-
feld sehr wichtig. Für die CDU ist es von
Bedeutung, dass ein Verkehrskonzept für
alle Verkehrsteilnehmer erstellt wird und
alle Szenarien für die Waiblinger Straße
untersucht werden.

Auch die Wohndichte muss intensiv bera-
ten werden. Gestartet sind wir mit dem
Sportpark Ost – der Name ist bereits ein
Verweis. Wir sollten erwarten dürfen, dass

Auszug aus der Rahmenplanung der Stadtentwicklung Ost

WIR BRAUCHEN DEN AUSBAU DER
WAIBLINGER STRASSE IN OSSWEIL!
Stadtrat Thomas Lutz beim CDU-Montagstreff



STADTVERBAND AKTUELL

www.cdu-ludwigsburg.de Treffpunkt Dezember 2014 5

sich dies im gesamten Bereich wiederfin-
det. Sport und Naherholung haben eine
hohe Priorität. Wir möchten dort auch
Wohnen verorten – keine Frage, aber das
Maß muss stimmen. Wir fordern intensive
Gespräche mit den Sportvereinen vor Ort.
Die Flächen sind für die Zukunft wichtig.“
                                                                           <<<

Der Logistikbereich in unserer Stadt und
unserer Region ist mit die Basis des wirt-
schaftlichen Erfolges. Ohne ihn stehen Pro-
duktionsbänder still und sind Regale leer.
Das macht die Logistikbranche zu einem
unentbehrlichen Zahnrad in der regionalen
Wirtschaft. Sie dient der Sicherung des Wa-
ren- und Güterflusses in der Region. 
Logistik ist heute aber weit mehr als nur der
Transport von Waren. So sind dort zwi-
schenzeitlich fast schon so viele Menschen
beschäftigt wie im Maschinenbau. Die
Branche bietet Betätigungsfelder im Be-
reich von hoch qualifizierten Arbeitneh-
mern bis hin zu welchen im unteren, weni-
ger qualifizierten Segment. Sie sorgt damit
für ein gesichertes Einkommen in einem

breiten Spektrum aller Bevölkerungsschich-
ten. Ein zentrales Thema, neben der Ansied-
lung von Logistikbetrieben an dafür geeig-
neten Standorten, ist aber auch die zuneh-
mend steigende Belastung durch den Gü-
terverkehr mit Feinstaub und Lärm. Insbe-
sondere Ludwigsburg hat dabei zwei
Schwerpunkte. Zum einen die unmittelbare
Nähe zur A 81 und zum anderen die B 27, die
mitten durch die Stadt verläuft. Dies sorgt
für eine nicht unerhebliche Feinstaub- und
Lärmbelastung für die Bevölkerung. 
Die Stadt Ludwigsburg arbeitet derzeit an
einem Lärmaktionsplan. Dieser war bis zum
18. September für alle Bürger einsehbar. Der
Entwurf dieses Planes wurde bereits im Juli
vom Gemeinderat verabschiedet.

Reinhold Noz erklärt den Lärmaktionsplan.

ZWISCHEN WIRTSCHAFTLICHKEIT, 
FEINSTAUB UND LÄRM – 
GIBT ES EINE LÖSUNG?
Elke Kreiser und Reinhold Noz beim CDU-Montagstreff

In Oßweil wurde eine engagierte Inter-
essengemeinschaft „PRO Waiblinger
Straße – Für ein lebenswertes Wohnen“
gegründet, die sich dafür einsetzt, dass
sich die Situation an den stark belaste-
ten Straßen in Oßweil verbessert. 
Die Ansprechpartner 
Ingo Knesch, Anja Just, Christine Skina
sind per mail zu erreichen unter:
     info@pro-waiblinger-strasse.de
Im Internet unter:
     www.pro-waiblinger-strasse.de
gibt es von der Interessengemeinschaft
umfangreiche Darstellungen, Pläne,
Meinungen und auch eine Unterschrif-
tenliste zum downloaden. 
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Lärmaktionsplan, LKW-Durch-
fahrtsverbot und vieles mehr ...
Wo sollen die LKW noch fahren?

Stadtrat Reinhold Noz betonte, dass man
gemeinsam und mit Augenmaß nach Lö-
sungsmöglichkeiten suchen müsse. Sie
müssten wirtschaftlich darstellbar sein und
nicht unsinnige Umwege veranlassen, die
dann noch mehr Belastungen für die Bevöl-
kerung erzeugen. Die verschiedenen Akteu-
re müssten zusammen dafür sorgen, dass
die Warenströme effizient und ressourcen-
schonend transportiert werden. 
Holger Bach, Geschäftsführer vom regiona-
len Kooperationszentrum „KLOK“, zeigte
Wege auf, wie dies gelingen könnte. „KLOK“
ist ein Verein im Mittelpunkt eines Netz-
werkes aus Institutionen, wie zum Beispiel
den Städten Ludwigsburg und Kornwest-
heim, der Wirtschaftsförderung der Region
Stuttgart, Logistikunternehmen, wissen-
schaftlichen und transferorientierten Insti-
tutionen, Verbänden sowie Unternehmen
aus dem Umfeld der Logistik. Es initiiert
und koordiniert Projekte zur Verbesserung
der Logistikinfrastrukturen mit mehreren
Partnern. Reinhold Noz ist bei „KLOK“ stell-
vertretender Sprecher des Beirates. 
Stadt- und Regionalrätin Elke Kreiser erklär-
te, dass die Region eine Untersuchung mit
35.000 Euro fördere, die eine Verlagerung
von Verkehren auf Bahn und Binnenschiffe
im Fokus hätte. Ziel sei es dabei, Möglich-
keiten der Verkehrsverlagerung aufzuzei-
gen sowie modellhafte Umsetzungsprojek-
te anzustoßen. Neben dem Kooperations-
zentrum Logistik „KLOK“ sind unter ande-
rem auch die Städte Ludwigsburg und Fell-
bach sowie die beiden Neckar-Häfen in
Stuttgart und Plochingen direkt mit einge-
bunden.                                                              rvb

Die CDU spricht sich für eine Erhaltungs-
satzung mit Gestaltungsrichtlinien aus.
Stadtbildprägende alte Gebäude, städte-
bauliche Situationen und Plätze sollen er-
halten und für die Öffentlichkeit als Aus-
hängeschild der Stadt Ludwigsburg be-
wahrt werden.
Bei Planungen von Gebäuden und Stadt-
räumen im Bestand oder bei neuen Bau-
vorhaben soll das ursprüngliche Gesicht
der Stadt – das Ludwigsburg städtebaulich
ausmacht – als Besonderheit weiterent-
wickelt werden. 
Die Erhaltungssatzung für die „Historische
Innenstadt Ludwigsburg“ baut auf dem
städtebaulichen Rahmenplan auf. Zusam-
men mit den Gestaltungsleitlinien und
dem Gestaltungsbeirat haben wir in Zu-
kunft die richtigen Instrumente in der

Hand, um unser Stadtbild bewahren und
weiterentwickeln zu können.
Wichtig ist natürlich auch, dass die Innen-
stadt-Akteure bei diesem Prozess nicht au-
ßen vor bleiben, sondern in die Beratun-
gen miteinbezogen werden. Die Geschäfte
in der Innenstadt müssen funktionieren
können, in Schönheit sterben bringt kei-
nem etwas. Hier bauen wir aber auch auf
den Gestaltungsbeirat, wo Konflikte be-
reits im Vorfeld einer Planung ausgeräumt
werden sollen.
Die Broschüre mit den Gestaltungsleitlini-
en für die Innenstadt ist sehr gut struktu-
riert und übersichtlich aufgebaut. Be-
standsaufnahmen und die Stadtbildanaly-
sen mit Gestaltungsmerkmalen sind sehr
gut nachvollziehbar.
                                                                           <<<

Stadtrat Maik Stefan Braumann

ERHALTUNGSSATZUNG BESCHLOSSEN
Historische Gebäude müssen erhalten werden

Leserzuschrift

LAND IN SICHT
Zum Bericht “Mehr Schutz 
für historische Häuser” LKZ

Mit großer Freude habe ich gelesen, dass
mit einstimmigem Beschluss des neuen
Gemeinderats mehr Schutz für histori-
sche Häuser in Ludwigsburg garantiert
wird. Nicht nur eine Erhaltungssatzung
wurde beschlossen, sondern sogar eine
besondere Ausweitung für die Kronen-,

Linden-, Bogen- und Myliusstraße. Ab
nächstem Jahr sollen umstrittene Bau-
projekte von einem Gestaltungsbeirat
externer Fachleute, nämlich Achitekten,
Landschaftsplaner und Denkmalschüt-
zer, begleitet werden. Wenn man be-
denkt, dass seit 2005 historische Gebäu-
de in der Innenstadt abgerissen und
durch neue Häuser ersetzt wurden, ist
endlich Land in Sicht, eine Option auch
für andere Stadtteile Ludwigsburgs. 
Allen, die daran mitgewirkt haben, vor al-
lem unseren Stadträten, sei herzlich ge-
dankt.                             Agnes Arlt-Mangold
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Unter dem Motto „Deutscher Meister –
starkes Europa“ warb der Baden-Württem-
bergische Handwerkstag (BWHT) gemein-
sam mit Wirtschafts- und Finanzminister
Nils Schmid unter anderem bei Abgeord-
neten des EU-Parlaments und Mitarbei-
tern der EU-Kommission für den deut-
schen Meisterbrief. Mini-
ster Schmid und Landes-
handwerkspräsident Joa-
chim Möhrle warnten
nachdrücklich davor, den
Meisterbrief zu schwä-
chen. 
Hintergrund der Reise ist
die sogenannte Transpa-
renzinitiative, mit der die
EU-Kommission derzeit
die reglementierten Be-
rufe in den Mitgliedsstaa-
ten auf den Prüfstand
stellt. Betroffen sind in
Deutschland insgesamt
152 Berufe, davon 41
Handwerksberufe. Um in
der baden-württembergi-
schen Landesvertretung
ein Signal zu setzen, rei-
sten die etwa 40 Delega-
tionsteilnehmer aus den
verschiedensten Hand-
werken und aus allen
Kammerbezirken am
17.11.2014 nach Brüssel.
Ziel war es, den Länder-
vertretern in den Gene-
raldirektionen zu erklä-

ren, was den Meisterbrief so einzigartig
macht und wo der Mehrwert einer Mei-
sterausbildung liegt. 
Tatsächlich sind die Strukturen, die der
Meisterqualifikation zugrunde liegen, in
anderen Ländern völlig unbekannt und
dort auch anders geregelt.

Die Argumente für die Meisterausbildung
fasst Möhrle wie folgt zusammen: „Die
Meisterpflicht sorgt für solide Staatsfinan-
zen, schafft stabile Arbeitsplätze, sichert
dauerhafte Ausbildungschancen für Ju-
gendliche und ist aktiver Verbraucher-
schutz.“ Im Hinblick auf die Transparenzin-
itiative sieht Möhrle in der Meisterpflicht
weder ein Mobilitäts- noch ein Marktzu-
gangshemmnis. „EU-Ausländern steht der
Weg in eine Selbstständigkeit im deut-
schen Handwerk offen, die Handwerksord-

nung gibt hierfür genü-
gend Spielraum. Auch
scheut das Handwerk den
Wettbewerb nicht.“ Im
System der dualen Aus-
bildung und der Meister-
pflicht sieht Möhrle eine
Chance, „nicht nur unser
eigenes Land, sondern
auch Europa wettbe-
werbsfähiger zu machen“.

Mit 18.000 Postkarten
aus der Aktion „JA zum
Meister“ von Handwer-
kern, die sich zur Mei-
sterpflicht bekennen, un-
terstrich die Delegation
ihr Anliegen in Brüssel.
EU-Kommissar Günther
Oettinger informierte
beim Abendempfang
zum Thema Digitalisie-
rung, das auch das Hand-
werk direkt berührt.

Anette Groschupp
Beraterin/Juristin, 

Handwerk International 
Baden-Württemberg, 

Enterprise Network
Europe

DEUTSCHER MEISTER – STARKES EUROPA
Meisterbrief beibehalten!

Anette Groschupp,

Mitglied im 

Vorstand des CDU

Stadtverbandes

Der deutsche

Meisterbrief

hat eine lange

Tradition. Hier

ein Exemplar

aus dem Jahr

1857!
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Bundespräsident Joachim Gauck hat unser
CDU-Mitglied, Agnes Arlt-Mangold, mit
dem Verdienstkreuz am Bande des Ver-
dienstordnes der Bundesrepublik

Deutschland ausgezeichnet. Im Rahmen
einer Feierstunde im Sitzungssaal des Rat-
hauses wurde ihr die Auszeichnung von
der Staatssekretärin im Ministerium für

Kultus, Jugend und Sport Baden-Württem-
berg, Marion v. Wartenberg, überreicht.
Der CDU Stadtverband Ludwigsburg gra-
tuliert herzlich zu dieser Ehrung.           <<<

Bei der Feierstunde im Rathaus.

BUNDESVERDIENSTKREUZ FÜR AGNES ARLT-MANGOLD

DANK 
an ausgeschiedene Mitglieder
der Stadtteilausschüsse

Für engagiertes und erfolgreiches Mit-
wirken in den Stadtteilausschüssen spre-
chen wir im Namen der CDU Ludwigs-
burg unseren Dank und unsere Anerken-
nung aus. Uns treu verbundene Mitglie-
der sind ein wesentliches Fundament un-
serer erfolgreichen Parteigeschichte. Sie
haben auch in schwierigen Zeiten Farbe
bekannt zur CDU vor Ort und sich viele
Jahre ehrenamtlich eingesetzt.
Eglosheim: 
     Gerhard Bauer
Grünbühl-Sonnenberg: 
     Joachim Koppenhöfer
Neckarweihingen: 
     Maik Stefan Braumann
Oßweil: 
     Uwe Appel, Anette Mezger
Pflugfelden:
     Ute Werner
Poppenweiler:
     Werner Paa
Maik Stefan Braumann
Vorsitzender CDU Stadtverband
Klaus Herrmann MdL 
Vorsitzender CDU Gemeinderatsfraktion 

†
Wir gedenken unserer Verstorbenen

Claus Wolf
Klaus Wronsky

Götz Arnold
Wolfgang Braumann
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„Jesus, remember me, when you come into
your kingdom“, so lautet eines der bekann-
testen Lieder aus Taizé, das nicht nur dort,
sondern überall auf der Welt besonders von
Jugendlichen und jungen Erwachsenen ge-
sungen wird. In den Tagen und Wochen zwi-
schen Christkönigs- und Totensonntag und
der Adventszeit jetzt, zwischen dem alten
und dem neuen Kirchenjahr, erhält es wie-
der seine besondere Aktualität: Als Chris-
tinnen und Christen wünschen wir uns, dass
Gott sich unserer erinnern möge, was auch
immer mit uns passiert, ob wir uns gerade
auf heilsamen aber auch auf heillosen We-
gen befinden, ob wir im Moment unter
glücklicheren und unter weniger glückli-
chen Umständen leben, im Leben und im
Tod …
Aber wie steht es damit in unserer Gesell-
schaft und mit uns selbst? Geben wir einer
solchen Erinnerung genug Raum, wie steht
es mit der Kultur der Erinnerung an die Op-
fer der nationalsozialistischen Diktatur, wie
steht es mit dem Gedenken an die gefalle-
nen und vermissten Soldaten der Weltkrie-
ge, wir gehen wir etwa mit den Opfern aus
Flucht und Vertreibung um? Zeigt nicht die
aktuelle Diskussion um den Volkstrauertag
hier in Ludwigsburg auf, liebe Mitchristin-
nen und Mitchristen, liebe Parteifreundin-
nen und Parteifreunde, dass wir uns auf ei-
nem – wie ich finde – sehr bedenklichen
Wege befinden, nämlich dass wir dabei
sind, den gesellschaftlichen Konsens dar-
über zu verlassen.
Ist die Erinnerung und das Gedenken an sie
für unsere Gesellschaft und viele unserer

Mitbürgerinnen und Mitbürger nur noch ei-
ne lästige Pflicht, die sie früher oder später
oder vielleicht besser heute schon über
Bord werfen wollen? Die einen wollen sich
an gar niemanden mehr erinnern, weil für
sie die Zeit der Ereignisse um NS-Diktatur
und Krieg, um Flucht und Vertreibung ihrer
Meinung nach zu lange her ist, die anderen
sprechen vom leeren Ritual der Erinnerung,
das – ohne persönliche Betroffenheit als
wirklicher Angehöriger – heute einer gan-
zen Gesellschaft gar nicht mehr zuzumuten
sei. Wieder andere argumentieren gar mit
den Teilnehmerzahlen solcher Gedenkfei-
ern etwa zentral am Volkstrauertag oder an
anderen entsprechenden Gedenktagen.
Hilft da die Aussage von Ludwigsburgs
Oberbürgermeister Werner Spec bei der
diesjährigen Gedenkfeier, „dass der Volks-
trauertag notwendiger denn je ist?“
Geht es dabei wirklich in erster Linie um
uns, die nachfolgenden Generationen und
um unsere Befindlichkeit oder geht es nicht
vielmehr eher um diejenigen selbst, deren

Leben und Tod, deren schlimmes Schicksal
als Opfer der nationalsozialistischen Ge-
waltherrschaft, als Gefallene und Vermiss-
te, als Opfer von Flucht und Vertreibung?
Und wie steht es mit den unterschiedlichen
Opfergruppen: Gibt es da etwa eine Hierar-
chie, wie viele heute meinen, gibt es etwa
diejenigen, die besser oder schlechter als
Opfer dastehen? Können wir, die nachkom-
mende, davon nicht mehr betroffene Gene-
ration überhaupt bewerten, wessen Opfer
größer, bedeutender oder geringer und un-
bedeutender ist oder ist das nicht schlicht
eine ignorante Verkennung der schlimmen
Umstände des gewaltsamen Todes aller
Opfer? Gebührt unser Respekt und unsere
Wertschätzung vor ihrem Schicksal nicht ih-
nen allen gleichermaßen?
Weil auch Gott uns alle nicht vergessen soll,
sollten wir uns wenigstens der Opfer wei-
terhin erinnern, die gewaltsam zu Tode ge-
kommen sind, egal welcher Generation wir
oder welcher Opfergruppe sie angehören,
weil auch Gott eine solche Unterscheidung
nicht macht. Nur so können auch wir, liebe
Parteifreundinnen und Parteifreunde, liebe
Mitchristinnen und Mitchristen darauf hof-
fen: „Jesus, remember me, when you come
into your kingdom“.                                         <<<

Roland Schmierer,

Mitglied im Vorstand des CDU Stadtverbandes

Alter Friedhof Ludwigsburg

ERINNERUNGSKULTUR
Sind Feiertage noch zeitgemäß?

Podiumsdiskussion zur Erinnerungskultur  (v.l.n.r.): Hilke Lorenz, Redakteurin der Stuttgarter Zeitung, Oberstaatsanwalt

Kurt Schrimm, Leiter der Zentralstelle zur Aufklärung von NS-Verbrechen in Ludwigsburg und Roland Schmierer vom VdK.
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Seit Wochen beschäftigt das Thema „Dschi-
hadisten“ die Bundespolitik. Auch wir Ba-
den-Württemberger sind davon betroffen.
Es wird uns die nächste Zeit beschäftigen. 
So stimme ich zu, wenn es um härtere Stra-
fen für Personen geht, die nach Syrien aus-
reisen und sich dort islamistischen Grup-
pen anschließen, um vor Ort terroristische
Handlungen zu vollziehen. Soweit diese
Handlungen durch unsere Sicherheitsbe-
hörden nachweisbar und belegbar sind, bin
ich ebenfalls der Meinung, dass man
Grundlagen schaffen muss, um diesen Män-
nern und Frauen die deutsche Staatsbürger-
schaft zu entziehen! Aufgrund der Ausbür-
gerungspraxis in der NS-Zeit sind Ausbür-
gerungen nur unter erschwerten Vorausset-
zungen möglich. Zwar kann man nach dem
Staatbürgerschaftsgesetz die deutsche
Staatsbürgerschaft einer Person wieder
entziehen, jedoch wird dies in der Praxis ex-
trem selten vollzogen. Die rechtlichen Hür-
den sind hier zu hoch. So müsste man z.B.
nachweisen, dass ein nicht genehmigter Er-
werb einer ausländischen Staatsangehörig-
keit bestand, oder ein nicht genehmigter
Eintritt in eine ausländische Streitkraft. Es
ist z. B. möglich und zulässig, dass eine
durch falsche Angaben erschlichene Einbür-
gerung widerrufen wird, wie im Fall Attila
Selek. Atilla Selek war einer der Helfer der
Sauerland-Gruppe. Er wurde durch ein Ge-
richt 2011 rechtskräftig ausgebürgert, nach-
dem ihm in einem Gerichtsverfahren nach-
gewiesen werden konnte, während des Ein-
bürgerungsverfahrens unwahre Angaben
gemacht zu haben. Selek ist mittlererweile

wieder aus der Haft entlassen. Die Türkei
jedoch wollte ihn nicht mehr als türkischen
Staatsbürger „zurücknehmen“, so lebt Selek
weiterhin in Deutschland – als Staatenloser!
Viele der Dschihadisten sind von Geburt an
Deutsche, konvertierten zum Islam und ha-
ben nie davor eine andere Staatsbürger-
schaft besessen. Man kann ihnen somit le-
diglich, neben einer anhängigen Strafver-
folgung, den Reisepass entziehen, um eine
Ausreise zu verhindern. Es gibt in Deutsch-
land Dschihadisten mit Migrationshinter-
gund, die einst eine andere Staatsbürger-
schaft besaßen und sich einbürgern ließen.
Was machen wir mit ihnen, wenn ihre ur-
sprünglichen Heimatländer sie nach einer
erfolgreichen Ausbürgerung aus der deut-
schen Staatsbürgerschaft nicht mehr zu-
rücknehmen? Sie erhalten den Status eines
„Staatenlosen“ und könnten sich weiterhin
im Bundesgebiet aufhalten. Einige Assozia-
tionsabkommen mit Staaten, wie z. B. das
mit der Türkei, erschweren zusätzlich Ab-
schiebe- und Ausbürgerungsverfahren.
Der Ausweisungsgrund „Gefährdung der Si-
cherheit der Bundesrepublik Deutschland“
umfasst sowohl die innere als auch die äu-
ßere Sicherheit unseres Staates. Eine „Ge-
fährdung der freiheitlichen demokratischen
Grundordnung der Bundesrepublik
Deutschland“ ist insbesondere bei politi-
schen oder politisch begründeten Tätigkei-
ten anzunehmen, die sich gegen grundle-
gende Verfassungsprinzipien richten. Der
Gesetzgeber hat hier einige Instrumenta-
rien, wie das Staatsangehörigkeitsgesetz,
Aufenthaltsgesetz oder auch das Terroris-

musbekämpfungsgesetz vom 09.01.2002.
Das bedeutet, dass die gesetzlichen Rah-
menbedingungen bereits vorhanden sind,
diese müssten jedoch in der Praxis ver-
schärft umgesetzt werden.
Die verschiedenen Aufgaben der hiesigen
Sicherheitsbehörden sind in Landes- und
Bundesgesetzen klar definiert. Trotz enger
Zusammenarbeit und Informationsaus-
tausch unter den Sicherheitsbehörden, hat
der Gesetzgeber hier klare Grenzen ge-
setzt. Nachrichtendienste und Polizei sind
in der Bundesrepublik Deutschland streng
voneinander getrennt. Somit sind nicht nur
die Aufgabenstellungen, sondern auch die
jeweiligen Befugnisse klar definiert.  So
kann z. B. der Verfassungsschutz, wie oft irr-
tümlich angenommen, einer verdächtigen
Person nicht den Reisepass entziehen.
Informationen, die aus sozialen Netzwer-
ken wie Facebook, Twitter usw. gewonnen
werden, und die darauf hindeuten, dass ei-
ne Radikalisierung einer bestimmten Per-
son stattfindet und Kampfhandlungen be-
absichtigt sind, sind zwar Hinweise, aber
belegen nicht zwangsläufig, dass diese Ab-
sichten auch umgesetzt werden. Weiterhin
finden Radikalisierungen nicht nur im Inter-
net statt, sondern auch in hiesigen ein-
schlägigen Moscheen. Auch wenn Vertreter
der muslimischen Gemeinden das katego-
risch immer wieder zurückweisen, kann
dies jedoch von unseren Sicherheitsbehör-
den nachgewiesen werden.

Falsche Versprechungen

Leider gibt es auch viele junge deutsche
Mädchen und Frauen, die in den Internet-
portalen Männer aus den Kampfgebieten
kennen lernen. Sie werden durch falsche
Versprechungen nach Syrien gelockt. Die

DSCHIHADISTEN IN DEUTSCHLAND
Gefährdung der Staatssicherheit ?

Birgül Akpinar, Mitglied im 

Landesvorstand der CDU Baden-Württemberg.
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Männer suchen im Internet gezielt nach so-
genannten „Dschihad-Bräuten“. Falls eine
Ausreise der Mädchen und Frauen gelingt,
werden vor Ort „Ehen nach islamischem
Recht“ geschlossen. Oftmals handelt es
sich hier um sogenannte „Zeitehen“, (Sig-
he), die sogar manchmal nur für einige
Stunden oder Tage geschlossen werden, bis
sie wieder mit einem neuen Mann verheira-
tet werden. Mit dieser Art der Eheschlie-
ßung wird der „Geschlechtsverkehr“ legiti-
miert. Die Frage, warum diese Mädchen
und Frauen solchen Männern verfallen, ist
vielschichtig. Mehrere Faktoren spielen hier
eine Rolle. Viele der jungen Mädchen, ha-
ben eine romantische Vorstellung davon, in
den Krieg zu ziehen und vor allem einem
„Dschihad-Kämpfer“ zu dienen.
Man wird in den dschihadistischen Kreisen
viele junge Frauen und Männer finden, die
aus sehr unterschiedlichen sozialen Schich-
ten stammen. Junge Menschen mit und oh-
ne Berufs- oder Schulabschlüssen, junge
Menschen aus bildungsfernen oder gar ge-
bildeten Familien, Abiturienten, Haupt-
schüler und Menschen mit und ohne Migra-
tionshintergrund und junge Menschen, die
davon gelangweilt sind, in einer „Demokra-
tie“ zu leben.
Leider wird es schwierig werden, eine Aus-
reise dieser Personengruppen erfolgreich
zu verhindern. Die gewünschten Sicher-
heitskontrollen an der türkisch-syrischen
Grenze finden nicht statt und erschweren
zusätzlich die Bemühungen der deutschen
Sicherheitsbehörden. So können wir von
Glück sprechen, wenn türkische Polizisten
diese Personen vor einer Ausreise nach Sy-
rien aufgreifen und deutsche Behörden
über eine Festnahme benachrichtigen. Vie-
le der Eltern, die in Deutschland eine Ver-
misstenanzeige bei der Polizei stellen, be-

mühen sich auch gleichzeitig über Ver-
wandte und Freunde in der Türkei ihre Kin-
der ausfindig zu machen, und sie wieder auf
eigene Initiative zurückzuholen.
Aus politischen Kreisen in der Türkei hört
man immer wieder, dass man sich für das
Problem der „Dschihadisten“ die aus
Europa und vor allem aus Deutschland in
die Türkei reisen um von dort aus nach Sy-
rien weiterzureisen, nicht zuständig fühlt.
Die Europäer sollen laut türkischen Politi-
kern sich selbst darum kümmern, dass ihre
Bürger nicht ausreisen. Die Türkei nimmt
geopolitisch eine wichtige Rolle bei der Be-
kämpfung des internationalen Terrorismus
ein. Doch die Innen- und Außenpolitik der
Türkei ist nicht auf festen Fundamenten
aufgebaut. Die immer wiederkehrenden in-
nenpolitischen Konflikte machen sie zu ei-
nem unsicheren Partner, wenn es um si-
cherheitspolitische Fragen geht.
Selbst wenn wir wissen, dass eine Radikali-
sierung der Personen auch nach einer
rechtmäßig erfolgten Einbürgerung ge-
schehen kann, sollte im Vorfeld gegensteu-
ert werden. Mitarbeiter in den Kommunen
und Gemeinden, die in Einbürgerungsver-
fahren involviert sind, müssen sensibilisiert
und besser ausgebildet werden. Grundsätz-
lich sollten Einbürgerungsgespräche statt-
finden, unabhängig davon, ob ein Ver-
dachtsfall besteht oder nicht.

Prävention ist wichtig

Des Weiteren sollte man mehr Prävention
an den Schulen und Moscheen durchfüh-
ren, um weitere Radikalisierungen einzu-
dämmen. Eine Sensibilisierung der Lehr-
kräfte, Jugend- und Sozialarbeiter sowie der
Eltern zu diesem Thema ist unabdingbar.
Da es sich hier unter anderem um ein ge-

sellschafts- und sicherheitspolitisches Pro-
blem handelt, sollte eine sachliche und
nüchterne Diskussion in und mit der Bevöl-
kerung geführt werden. Die Aufnahme von
Asylanten und Flüchtlingen, Staatsverträge
mit muslimischen Verbänden, die Kopftuch-
debatte oder die selbsternannten Scharia-
Gerichte und vieles mehr werden uns – wie
zu Beginn dieser Ausführungen festgestellt
– in den nächsten Jahren beschäftigen.
Es ist bereits viel Zeit verloren worden. Vie-
le Chancen wurden vertan. Es ist höchste
Zeit, das  Heft des Handelns nicht vollends
aus der Hand gleiten zu lassen. Mutig sind
zukunftsfähige Lösungen und Regeln zu er-
arbeiten, die gleichermaßen von der deut-
schen Bevölkerung und unseren europäi-
schen Nachbarn verstanden und akzeptiert
werden. Baldigst muss es gelingen, den aus
religiösen Gründen zu terroristischem Han-
deln motivierten Menschen, insbesondere
den ganz jungen Männern und Frauen, die
Chance zur Einsicht und zur Umkehr zu er-
möglichen – selbstredend kann das bei vor-
hergehenden Straftaten nicht ohne Bestra-
fung geschehen.
Deutsche Innen-, Sicherheits-, Sozial- und
Bildungspolitik – womit zunächst nur vier
der betroffenen Hauptpolitikfelder ge-
nannt sein sollen – darf sich nicht nur mit
den Auswirkungen beschäftigen, sie muss
sich aktiv den vorgenannten Themen stel-
len. Auch muss sie außenpolitisch, insbe-
sondere in den betroffenen Ländern, star-
ken Einfluss auf gesellschaftliche Verände-
rungen nehmen. Deutschland hat mit sei-
ner Wiedervereinigung nicht nur selbst die
Chance auf einen großen gesellschaftlichen
Wandel bei der Zusammenführung teils völ-
lig unterschiedlicher Systeme erhalten, son-
dern auch den Auftrag, sich einzumischen –
in Europa und in der Welt.                             <<<

Am 3. Oktober 2014, während in Hannover der Tag der

Deutschen Einheit gefeiert wurde, demonstrierten über-

wiegend kurdischstämmige Menschen in Köln friedlich auf

dem Bahnhofsvorplatz vor dem Kölner Hauptbahnhof. 
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Die Gesundheitspolitik ist zurzeit nicht im
besonderen Fokus der politischen Debat-
ten, was vor allem den über die letzten Jah-
re gestiegenen Steuereinnahmen und So-
zialabgaben zu verdanken ist. Dies hat da-
zu geführt, dass im Gesamtsystem der
Krankenversicherung derzeit kein zusätzli-
cher Finanzierungsbedarf vorliegt.
Anders sieht es aus, wenn man sich der
Krankenhausfinanzierung zuwendet. Ein
Drittel aller Kliniken deutschlandweit ist
defizitär, in Baden-Württemberg wies im
letzten Berichtsjahr sogar jedes zweite
Krankenhaus rote Zahlen aus. Aus Anlass
der Einführung des Fallpauschalen-Sy-
stems für die stationäre Versorgung, das
vor zehn Jahren für alle Kliniken verpflich-
tend wurde, soll die Situation hier näher
beleuchtet werden.
Die Finanzierung der Krankenhäuser ist
seit 1972 durch ein duales System geregelt:
Investitionen zur Erhaltung und zum Aus-
bau der Krankenhaus-Infrastruktur werden
durch die Länder finanziert, während die
Kosten für die medizinischen Leistungen
von den Krankenkassen bezahlt werden.
Das Fallpauschalen-System besagt verein-
facht, dass für eine bestimmte stationär zu
behandelnde Erkrankung (also z.B. eine
Hüftoperation) ein fester Betrag (Pauscha-
le) von den Krankenkassen für die Behand-
lung des Patienten erstattet wird, fast un-
abhängig von der Verweildauer des Patien-
ten in der Klinik. Für besonders kurze oder
besonders lange Aufenthalte sind gewisse
Ab- bzw. Zuschläge zur Pauschale festge-
legt. In der Realität sind noch weitere Pa-

rameter, wie das Alter der Patienten, zu
berücksichtigen, die das System noch
weitaus komplizierter machen. Es ist aber
für die Klinik prinzipiell lukrativer, die Bet-
ten in kürzerer Abfolge mit neuen Patien-
ten zu belegen, die erneut eine Pauschale
bringen.

Ziele erreicht?

Die Ziele, die mit der Einführung dieses Sy-
stems verfolgt wurden, waren : 
–   Die Reduzierung der Liegezeiten in den

Krankenhäusern, 
–   die Beseitigung von vermuteten Über-

kapazitäten, 
–   die Vereinheitlichung der medizini-

schen Leistung (gleicher Preis für glei-
che Leistung),

–   die Herstellung von Transparenz und
Vergleichbarkeit der Krankenhaus-Lei-
stungen, und 

–   die Begrenzung von zukünftig erwarte-
ten Kostensteigerungen.

Zehn Jahre später zeigt sich folgende Si-
tuation:
     Die durchschnittlichen Liegezeiten

wurden tatsächlich reduziert, von
durchschnittlich 8,9 Tagen 2003 bis auf
7,5 Tage 2013 bei gleichzeitig um 7,8 Pro-
zent sinkender Mortalitätsrate. Interes-
santerweise gelang bereits vor Einfüh-
rung der Fallpauschalen eine Reduzie-
rung von 14 Tagen 1991 auf 8,9 Tage
2003. Auf Länderebene gelang auch die
Vereinheitlichung der Pauschalen und

damit die Herstellung der Vergleichbar-
keit. Insgesamt konnten laut Angaben
des Instituts für das Entgeltsystem im
Krankenhaus (InEK) mehr Behandlun-
gen bei gleichbleibenden Kosten als vor
Einführung der Fallpauschalen durch-
geführt werden. Dadurch konnte eine
Leistungsrationierung, wie sie im Zuge
der Finanzkrise in anderen europäi-
schen Ländern auftrat, vermieden wer-
den.

Defizite und 
Arbeitsbelastung steigen

Obwohl dies vordergründig nach einer er-
folgreichen Geschichte aussieht, steigt die
Zahl der defizitären Krankenhäuser. Zum
einen sind dafür die immer geringer wer-
denden Investitionen der Länder verant-
wortlich. Wurden in den 1970er Jahren
noch 20 Prozent der Krankenhaus-Ausga-
ben von den Ländern getragen, sind es
mittlerweile unter vier Prozent. Notwendi-
ge Investitionen müssen die Kliniken mit
Krediten vorfinanzieren, nach Angaben
der Deutschen Krankenhausgesellschaft
müssten die Investitionen auf mindestens
5,4 Milliarden Euro pro Jahr verdoppelt
werden. Die Kliniken stehen deswegen un-
ter Druck, sowohl die Kosten zu reduzieren
als auch die Erlöse zu erhöhen. 

Die Kosten-Reduktion erfolgt zum einen
auf dem Rücken der Mitarbeiter: Während
die Fallzahlen gestiegen sind und mehr Pa-
tienten behandelt wurden, ist die Zahl der
Mitarbeiter gleich geblieben, mithin ent-
steht eine von Ärzten und Pflegepersonal
beklagte Arbeitsmehrbelastung. Was dies
für den Patienten bedeuten kann, zeigt ei-
ne Untersuchung bei Hüftoperationen:

Dr. Oliver Lentz,

Mitglied im Vorstand des CDU Stadtverbandes

WIE GEHT ES WEITER MIT DER 
KRANKENHAUS-FINANZIERUNG?
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Der stationäre Aufenthalt verkürzte sich
durchschnittlich von 17,3 Tagen 2002 auf
12,5 Tage 2010. Gleichzeitig stieg die Zahl
der Patienten, die in der ersten Reha-Wo-
che aufgrund von Schmerzen nicht an der
Physiotherapie teilnehmen konnten, von
5,6 auf 39,4 Prozent. Zum anderen geht der
Trend zu größeren, zentral gelegenen Kli-
niken mit geringerem Fixkostenanteil und
zur Schließung kleinerer Häuser. 

Klinikverbünde in der Region

Interessant in diesem Zusammenhang ist
der Fall der Esslinger Landkreiskliniken
und der städtischen Esslinger Klinik. Die
kleinste Klinik in Plochingen wurde ge-
schlossen, es verblieben die Häuser in Ost-
fildern-Ruit, Nürtingen und Kirchheim/
Teck. Zur weiteren Kosten-Reduktion wur-
de die Fusion mit dem Klinikum des Stadt-
kreises Esslingen vorbereitet, die aber vom
Bundeskartellamt verboten wurde. Dieser
Fall mutet seltsam an, da die Kliniken in
Esslingen und Ostfildern-Ruit direkt mit
einigen Stuttgarter Kliniken um Patienten
konkurrieren und es in der Region Klinik-
verbünde gibt, die über Landkreisgrenzen
hinausgehen. 
Beispiele sind der Klinikverbund Südwest
mit den Kliniken des Landkreises Böblin-
gen (Klinikum Sindelfingen-Böblingen, KH
Leonberg und KH Herrenberg) und Klini-
ken des Landkreises Calw (Kliniken Calw
und Nagold) oder die Regionale Kliniken
Holding RKH Ludwigsburg, die neben allen
Kliniken des Landkreises Ludwigsburg
(Ludwigsburg, Bietigheim, Marbach, Vai-
hingen/Enz und die Orthopädische Klinik
Markgröningen) auch die Kliniken des Enz-
kreises (KH Mühlacker und Neuenbürg so-
wie Geriatrische Rehaklinik Mühlacker)

und des Landkreises Karlsruhe (Fürst-Sti-
rum-Klinik Bruchsal und Rechbergklinik
Bretten) umfasst.

Ökonomisierung als Lösung?

Eine Erhöhung der Erlöse im stationären
Bereich gelingt nach der Einführung des
Pauschalsystems nur noch durch die Erhö-
hung der Fallzahlen und durch Konzentra-
tion auf gut entlohnte Leistungen speziel-
ler Abteilungen. Nicht von ungefähr er-
folgte fast zeitgleich die Einführung von

Chefarzt-Bonusanreiz-Verträgen mit dem
Ziel der Steigerung der Fallzahlen. Kleine-
re Kliniken können die gut entlohnten Spe-
zialleistungen häufig nicht erbringen und
werden dadurch defizitär, in größeren
Häusern besteht die Gefahr der Fehlallo-
kation (Fehlverteilung) von Ressourcen auf
eben diese lukrativen Abteilungen. Patien-
ten mit erwartet langen und komplizierten
Heilungsverläufen, die voraussichtlich
nicht kostendeckend behandelbar sind,
werden an Kliniken mit Maximalversor-
gung (häufig Unikliniken) „abgeschoben“,

Auch im Klinikverbund „Regionale Kliniken Holding

GmbH“: Das Klinikum in Ludwigsburg.
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wodurch sie dort zur Defiziterhöhung bei-
tragen. 
Die Zunahme an Leistungen, vor allem an
Operationen und Herzkatheteruntersu-
chungen, wird von den Kliniken mit der Al-
terung der Gesellschaft und einem damals
bestehenden, abzubauenden Defizit an
medizinischen Untersuchungen und Be-
handlungen begründet. Eine Untersu-
chung der Krankenkassen zeigt dagegen,
dass dies nicht die alleinigen Gründe für
die Mengenausweitung sein können. 
Durch die komplexe Codierung, die jeden

Behandlungsfall möglichst genau abbilden
soll, kommt es darüber hinaus nicht nur zu
einer zusätzlichen Arbeitsbelastung des
medizinischen Personals, sondern auch zu
Fehlern durch den Dokumentar (gerade im
Bereich der Inneren Medizin mit älteren
Patienten und komplexen Krankheitsbil-
dern ist eine genaue Abbildung schwierig
bis kaum möglich). Als der Bundesrech-
nungshof 2010 eine Prüfung vornahm, kam
er zu dem Schluss, dass jede dritte Fallpau-
schalen-Abrechnung fehlerhaft war und
die Kassen eine Milliarde Euro zuviel be-
zahlt hatten. 
Dazu kommt, dass die Anpassung der Fall-
pauschalen nicht mit dem medizinischen
Fortschritt mithält. Eine Anpassung er-
folgt ca. alle drei Jahre an die Behand-
lungsleitlinien bzw. –realität; die Einfüh-
rung neuer Diagnostikmethoden und Me-
dikamente geschieht dabei aber ständig.
Um dieses Problem neuer Untersuchungs-
und Behandlungsmethoden (NUB) anzu-
gehen, kann jede Klinik bis zum 31.10. eines
Jahres die Übernahme der nicht in der Fall-
pauschale abgebildeten Kosten für das
nächste Jahr beantragen. Bis zur Genehmi-
gung des Antrags muss die Klinik die Ko-
sten selbst finanzieren. Bei Krebserkran-

kungen z. B. können dabei die Medikamen-
tenkosten pro Patient schnell 10.000 Euro
oder mehr betragen.
Die Kliniken versuchen verstärkt, aus dem
starren System zu entkommen, indem
mehr Leistungen ambulant angeboten
werden, wo eine Einzelabrechnung der Lei-
stungen möglich ist. Gerade in Ballungsge-
bieten kommt es dadurch aber zur Konkur-
renz mit niedergelassenen Ärzten in Pra-
xen.
Eine Gesamtuntersuchung der Auswirkun-
gen des Fallpauschalen-Systems ist bis
jetzt noch nicht erfolgt. Die genauen Ursa-
chen für die Steigerung der Operations-
und Fallzahlen sowie die verringerte Mit-
arbeiterzufriedenheit sind damit noch
nicht abschließend zu beurteilen, führen
jedoch zur vermehrten Forderung nach ei-
nem Qualitäts-Kontrollsystem durch Ge-
sundheitswissenschaftler.
Insgesamt zeigt sich seit der Einführung
eine starke Ökonomisierung der stationä-
ren Behandlung, wobei die Kliniken ihre
Leistungen in einem marktwirtschaftli-
chen Leistungsumfeld in Konkurrenz zu-
einander erbringen, während die Erstat-
tung eher planwirtschaftlich und mit ho-
hem Bürokratieaufwand verbunden gere-
gelt ist und die Wirklichkeit oft erst ver-
spätet abbildet – dies ist übrigens ein all-
gemeingültiger Nachteil aller planwirt-
schaftlichen Systeme. Das Fehlen eines
Qualitäts-Sicherungssystems kann einer
Kostenreduktion durch verstärkte Arbeits-
belastung des Personals Vorschub leisten
und birgt für den Patienten das Risiko un-
nötiger Behandlungen und/oder erhöhter
Nebenwirkungen.
Noch sind die Landkreise willens und in
der Lage, die Defizite ihrer Kliniken zu dek-
ken und die Gesundheitsversorgung der

Bevölkerung flächendeckend sicherzustel-
len. Eine Musterklage des Verbandes der
Privatkliniken gegen diese staatliche Fi-
nanzierung im Fall des Landkreises Calw
wurde erst kürzlich abgewiesen. Es ist je-
doch zu erwarten, dass bis zum Bundesge-
richtshof durchgeklagt wird, um eine ab-
schließende Klärung zu erreichen.

Qualität muss stimmen

Der nächste wichtige Schritt muss die Ein-
führung des geforderten Qualitäts-Siche-
rungssystems sein, um somit auch die ur-
sprünglich geforderte Transparenz und
Vergleichbarkeit der medizinischen Lei-
stungen zu erreichen und eine Qualitäts-
grenze zu definieren, die den zu erbringen-
den Mindeststandard festlegt. 
Die Daten beruhen auf Untersuchungen
des Statistischen Bundesamtes, des InEK,
der Deutschen Krankenhausgesellschaft
und der Krankenkassen.                              <<<

Die Arbeitbelastung des Personals steigt.

Wir freuen uns, 
wenn Sie uns 
mit einer Spende 
unterstützen 
würden!

Spendenkonto: 

CDU Stadtverband Ludwigsburg

Kontonummer: 95503, 

KSK Ludwigsburg BLZ: 604 500 50

IBAN: DE75 6045 0050 0000 0955 03
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Im Jahr 2013 sind die Einbruchsdelikte in
Deutschland um drei Prozent gestiegen.
Die Wohnungseinbrüche haben einen
traurigen Rekordstand von 150.000 Delik-
ten pro Jahr erreicht – das sind täglich
mehr als 400 Einbrüche. Bereits auf der In-
nenministerkonferenz Mitte 2014 hat die
CDU auf eine intensive Auseinanderset-
zung mit dieser besorgniserregenden Ent-
wicklung gedrängt. Der Staat hat seiner
Fürsorgepflicht für seine Bürgerinnen und
Bürger nachzukommen – vor allem, wenn
es um deren Sicherheit geht.

Vorsorge fördern

Auf Bundesebene plant die CDU daher
mögliche Ausgaben für Einbruchsicherung
steuerlich zu begünstigen. Denn gerade
gut gesicherte Fenster und Türen schre-
cken Einbrecher ab. Neben grenzüber-
schreitenden Polizeiabkommen zur besse-
ren Fahndung gegen organisierte Einbre-
cherbanden wird zudem ein Rahmenkon-
zept erarbeitet, welches die unerlässliche
Polizeipräsenz vor Ort bei Bedarf unter an-
derem um den Einsatz von Videotechnik
ergänzen können soll.

Polizeireform gescheitert?

Die grün-rote Landesregierung hat in Ba-
den-Württemberg ihr großes Prestigepro-
jekt, die Polizeireform, gegen einige Be-
denken von Betroffenen und der CDU, oh-
ne ausreichende Diskussionen durchge-
führt. Aus vier Landespolizeidirektionen

mit 37 Polizeidirektionen wurden zwölf
Groß-Polizeipräsidien. Das bedeutet für
die Polizeibeamtinnen und -beamten län-
gere Anfahrtswege und und angesichts der
Größe des Zuständigkeitsbereichs, auch
eine geringere Präsenz in der Fläche.
Gleichzeitig stiegen in Baden-Württem-
berg die Einbruchsdelikte um über 30 Pro-
zent. Baden-Württemberg ist damit von ei-
nem der sichersten Bundesländer auf ei-
nen Platz im Mittelfeld zurückgefallen. Die
mit der Polizeireform einhergehenden ver-
sprochenen Verbesserungen von Grün-Rot
bleiben aus, ein Mehrwert aus der Reform
ist nicht erkennbar.

Das Resultat der Polizeireform in Baden-
Württemberg ist, dass sich Bürgerinnen
und Bürger bereits auf eigene Kosten mit
Sicherheitsfirmen ihren persönlichen
Schutz erkaufen. Grün-Rot spielt mit ihrer
ideologischen Politik ohne erkennbarem
Augenmaß mit der Sicherheit der Baden-
Württemberger. 
Es zeugt von Unfähigkeit, wenn auf eine
solch erschreckende Entwicklung der
„Landesvater“ Kretschmann und Innenmi-
nister Gall lieber über die Kennzeich-
nungspflicht unserer Polizisten philoso-
phieren.
                                                                           <<<

DIE GRÜN-ROTE OFFENBARUNG
Sicherheitspolitik gescheitert?

Rössle
Köhle-Hotel-Betriebs GmbH

Fabian Gramling,

Mitglied im CDU Kreisvorstand Ludwigsburg
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„In vielen Krisengebieten werden Frauen
zur Zielscheibe von Gewalt. Sexuelle Ge-
walt wird als Mittel der Kriegsführung ein-
gesetzt. Die Schilderungen von Gräueltaten
des „Islamischen Staates“ (IS) gegen Frauen
und Mädchen in der Region Syrien-Irak sind
uns allen präsent. Frauen werden von den
IS-Truppen vergewaltigt, zwangsmissio-
niert und versklavt. In Nigeria haben die Is-
lamisten von Boko Haram Hunderte Frauen
und Mädchen entführt und verkauft. Die
Ausbeutung von Frauen ist und bleibt in
vielen Ländern der Welt leider an der Tages-
ordnung“, erklärt Elke Kreiser, Vorsitzende
der Frauen Union Ludwigsburg anlässlich

des Internationalen Tages gegen Gewalt an
Frauen am 25. November. 
Weltweit floriert der Menschenhandel. Ge-
sicherte Daten sind schwer zu bekommen.
Schätzungen gehen von fast zweieinhalb
Millionen Opfern aus, davon sind 80 Pro-
zent Mädchen und Frauen. Sie werden als
Arbeitssklaven verschachert: in der Land-
wirtschaft, im Bau oder als Hausangestell-
te. Und ein großer Teil dieser Mädchen und
Frauen landet in der Prostitution. Zwangs-
prostitution ist eine Geißel der Menschheit.
Sie ist die schlimmste Form der Ausbeutung
von Frauen.
Der Bundesdelegiertentag der Frauen Uni-

on hat bereits vor Jahren ein umfassendes
Maßnahmenpaket gegen Menschenhandel
und Zwangsprostitution beschlossen.
„Das rot-grüne Prostitutionsgesetz von
2002 hat sich nicht bewährt. In die zurzeit
in Berlin laufenden Verhandlungen zu einer
Novellierung des Prostitutionsgesetzes
muss endlich Bewegung kommen. Opfer-
schutz ist für uns zentral. Denn wir können
international nur glaubwürdig auftreten,
wenn wir auch bei uns zu Hause konse-
quent gegen Menschenhandel und Zwangs-
prostitution von Frauen vorgehen“, erklärt
die Vorsitzende der Frauen Union Ludwigs-
burg.                                   Dr. Andrea Wechsler

Elke Kreiser mit Schwester Gisela Beck.

Die Frauen Union traf sich zum traditionellen Martins-

gansessen.

FRAUEN WELTWEIT VOR VERSKLAVUNG SCHÜTZEN
Internationaler Tag gegen Gewalt an Frauen 

MARTINSGANSESSEN MIT SCHWESTER GISELA BECK

Beim traditionellen Martinsgansessen der
Frauen Union Ludwigsburg wurde als Gast
Schwester Gisela Beck, Leiterin der Charlot-
tenkrippe, begrüßt. Die Charlottenkrippe,
ein Kindertagheim für zurzeit 160 Kinder im
Alter von 1 bis 11 Jahren in Ludwigsburg.
zeichnet sich in ihren Leitlinien dadurch
aus, christliche Werte zu vermitteln. 
Schwester Gisela gab einen tiefen Einblick
in ihre praktische Arbeit und deren beson-
dere Herausforderungen. Sie legte in ihren
Erläuterungen einen großen Schwerpunkt
auf die Chancen und Grenzen des Rechts-
anspruchs auf Kinderbetreuung ab dem er-
sten Lebensjahr. Ihre Kritik an den aktuellen

politischen Leitlinien lässt sich klar an ihrer
Aussage festmachen, dass ein Rechtsan-
spruch auf einen Betreuungsplatz für die
unter Dreijährigen ohne ausreichende Absi-
cherung der Qualität ein Fehler sei. Zur
Qualitätssicherung der Betreuung der
Kleinsten sei die Finanzierung so zu gestal-
ten, dass der Betreuungsschlüssel eine ver-
lässliche Beziehungsqualität gewährleistet. 
Ebenso wurde die Frage der Ganztagesbe-
treuung von Schulkindern thematisiert.
Auch hier zeigte sich Schwester Gisela kri-
tisch gegenüber den geplanten Ganztages-
schulen, deren Betreuungsqualität derzeit
noch hinter der aktuellen Hortbetreuungs-

qualität in der Charlottenkrippe zurückfal-
len würde. Dabei müssen die Hort-Plätze in
der Charlottenkrippe abgebaut werden. 
„Der Zuschussbedarf an Kindertagesein-
richtungen stieg von 2005 mit ca. 11.500
EUR auf Plan 2015 ca. 24.200 EUR. Dies ist
ein enormer Aufwand für die Stadt, ohne
ein Gesetz wäre die Betreuung nicht aus-
gebaut worden. Unsere Forderung nach
‘freier Wahl der Eltern’ hätte nicht umge-
setzt werden können“, so Elke Kreiser.
Der Vortrag von Gisela Beck gab den Teil-
nehmerinnen des Martinsgansessens aus-
reichend Anlass für Rückfragen sowie Dis-
kussionen.                         Dr. Andrea Wechsler
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Die grün-rote Landesregierung hat die No-
velle der Landesbauordnung mit ihrer
Mehrheit im Landtag von Baden-Württem-
berg beschlossen. Die Landesbauordnung
sieht u. a. eine Zwangsbegrünung von Neu-
bauten vor. Wer keinen Garten vorweisen
kann, muss künftig die Fassade oder das
Dach begrünen. Wer dagegen einen Garten
hat, darf ohne große Genehmigungen dort
ein kleines Windrad aufstellen. 
„Damit geht die grün-rote Bevormun-
dungspolitik in die nächste Runde. Es ist
nicht hinnehmbar, dass der Staat ohne er-
kennbare Not immer weiter die private
Freiheit der Bürgerinnen und Bürger ein-
schränkt. Die Regulierungswut führt nicht
nur zu noch teurerem Wohnraum, sondern
ist sogar mit dem Nachbarschaftsrecht
nicht in Einklang zu bringen“, äußerte Ar-
min Maschke, Vorsitzender der MIT Mittel-
standsvereinigung der CDU im Kreis Lud-
wigsburg, seine Bedenken. 
„Grün-Rot hat zum Regierungsantritt eine
Politik des Gehörtwerdens versprochen.
Dreieinhalb Jahre nach der Wahl ist von die-
sem Versprechen nicht mehr viel übrig ge-
blieben. Während in Hessen die schwarz-
gelbe Landesregierung vor vier Jahren die
Bauordnung entbürokratisiert hat, drückt
Grün-Rot in Baden-Württemberg eine
solch weitreichende Änderung der Landes-
bauordnung ohne jegliche öffentliche Dis-
kussion mit ihrer Basta-Politik durch. Die
Zeche für diesen Irrsinn werden am Ende
des Tages die Eigentümer bzw. bei Mietob-

jekten die Mieter bezahlen müssen“, so
Maschke.  Neben der Begrünung von Neu-
bauten sind darüber hinaus zukünftig unter
anderem auch wettergeschützte und dieb-
stahlsichere Fahrradstellplätze sowie Rolla-
toren-Stellflächen in Neubauten Pflicht. Je-
doch dürfen Kommunen künftig bei den
vorgeschriebenen Autostellplätzen pro
Wohnung nach unten abweichen. „Die
ideologisch geprägte Landesbauordnung
kann in der Theorie durchaus sinnvoll er-
scheinen. Bei genauerem Betrachten zei-
gen sich jedoch die fatalen Auswirkungen.
Eine Abstellfläche für Gehhilfen in einem
Studentenwohnheim ist zum Beispiel eben-
so realitätsfern, wie die veranschlagten
durchschnittlichen Kosten von 400 Euro je
Fahrradstellbox inklusive Grundfläche.
Nach der Erhöhung der Grunderwerbsteu-

er setzt Grün-Rot alles daran, Wohnraum
noch teurer zu machen. Das geht vor allen
Dingen zu Lasten von jungen Familien“,
prangerte Maschke die grün-rote Bevor-
mundungspolitik an.
„Die Wohnwirtschaft steht vor enormen

Herausforderungen im Bereich des barrie-
refreien Wohnens. Selbstverständlich sind
hier gewisse Ansatzpunkte der Landesbau-
ordnung stimmig. Jedoch können selbst in
einem Seniorenwohnheim Rollatoren-Stell-
plätze unsinnig sein, da dort jede Wohnein-
heit über individuelle Abstellmöglichkeiten
verfügt. Die grün-rote Landesbauordnung
ist ein Bürokratiemonster und wird zu aus-
ufernden Kosten führen“, äußerte Maschke
abschließend sein Unverständnis über die
zukünftigen Vorschriften für Neubauten.

Fabian Gramling

Armin Maschke, Vorsitzender der MIT Ludwigsburg

MIT KRITISIERT GRÜN-ROTE 
ZWANGSBEGRÜNUNG VON NEUBAUTEN
Maschke: Künstliche Wohnraumverknappung nicht hinnehmbar

Natürlich backen - besser essen!

Wir backen seit 50 Jahren in 
Ludwigsburg in 3. Generation...

Natürlich backen - besser essen!

Bäckerei Konditorei Lutz
Wettemarkt 2          71640 Ludwigsburg
07141 86 26 36       info@luckylutz.com

... nach traditionellen Rezepten
mit rein natürlich Zutaten.
Und das schmeckt man!

Nicht überall möglich und finanzierbar wie das 

Gründach des Hundertwasser Hügelhauses 

Steinhaus in Bad Blumau
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Der scheidende Vorsitzende, Gerhard Bäu-
erlein, begrüßte herzlich die Anwesenden
und dankte den Mitgliedern für das große
Interesse an Stammtischen, politischen
und kulturellen Veranstaltungen, Reisen
und an der aktiven Senioren-Politik. In stil-
lem Gedenken wurde der Verstorbenen,
dem stellvertretenden Stadt- und Kreis-
vorsitzenden der CDU Senioren-Union,
Jürgen Mutschler, und Wolfgang Brau-
mann gedacht. 
Elke Kreiser grüßte in Vertretung für den
CDU Stadtverbandsvorsitzenden, Maik
Stefan Braumann, die Mitgliederversamm-
lung. Dr. Winfried Breil überbrachte die
Grüße des SU-Kreisvorsitzenden Karl
Wisskirchen.
Tagungs- und Wahlleiterin war an diesem
Nachmittag Elke Kreiser, Regional- und

Ludwigsburger Stadträtin. Für das Proto-
koll zuständig war Ulrike Maurer von der
Jungen Union. Zwischen den Wahlgängen
spielten die „Handörgler“ aus Murr und
sorgten so für gute Stimmung und Kurz-
weiligkeit. Danke auch an alle Wahlhelfer
aus den Reihen der Mitglieder.
Im Namen des neuen Vorstandes dankte
Ingrid Mutschler allen Wählern für das
entgegengebrachte Vertrauen für die
kommenden zwei Jahre. Prof. Dr. Heinz
Griesinger, Mitglied und Ehrengast, bekam
herzlichen Beifall. Ingrid Mutschler dankte
ihm für die hervorragende Arbeit mit sei-
ner großen Seniorengruppe Markgrönin-
gen, die seinen monatlichen Stammtisch
besuchen und sich auf wechselnde Ehren-
gäste und Gesprächspartner freuen. 

Ingrid Mutschler, Vorsitzende - Presse

Der neu gewählte Vorstand
Vorsitzende:
     Ingrid Mutschler, Marbach/N.
Stellv. Vorsitzende:
     Renate Scheidl, Asperg 
Schatzmeister:
     Wolf-Rüdiger Schatz, 
     Bietigheim-Bissingen
Schriftführer und Internetbeauftragter:
     Bernd Bohnert, Schwieberdingen
Beisitzer:
     Ilse Stroetmann, Remseck 
     Susanne Engel, Freiberg 
     Christel Rabe, Ludwigsburg 
     Agnes Arlt-Mangold, Ludwigsburg 
     Dr. Hans-Joachim Engel, Freiberg 
     Heinz Fingerle, Möglingen 
     Harald Scheerer, Freiberg,
     Erik von Woedtke, Marbach/N.

Der neu gewählte Vorstand der Senioren Union.

INGRID MUTSCHLER AUS MARBACH NEUE VORSITZENDE 
der CDU Senioren-Union Stadtverband Ludwigsburg und Umgebung

Der neu gewählte Vorstand 
hat die Arbeit aufgenommen

Bei einer Rückschau 2014 und Vorschau auf das
kommende Jahr 2015 werden Mitglieder und der
Freundeskreis einen Einblick auf viele interessante
Termine bekommen. In diesem Jahr folgt noch die
Adventsfeier der Kreis-Senioren Union und zum
Jahresabschluss das traditionelle festliche Winter-
konzert auf Schloss Magenheim (Clebronn).

Wir wünschen unseren Mitgliedern und Freunden
eine gesegnete Zeit mit den besten Wünschen und
ein gutes, friedvolles neues Jahr 2015.
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Bei seiner Diskussionsrunde im Ludwigs-
burger Ratskeller untermauerte der CDU-
Nachwuchs, dass es dringender Verände-
rungen in der Asylpolitik bedürfe. Von zen-
traler Bedeutung sehen die Jungunionisten
hier die Abschaffung des Arbeitsverbotes
für Asylbewerber: Es sei sehr wichtig, dass
jeder Asylbewerber die Möglichkeit bekom-
me, einer Erwerbstätigkeit nachzugehen
und nicht – wie bisher – mindestens neun
Monate warten zu müssen. „Durch eine
zeitnahe Eingliederung am Arbeitsmarkt
wollen wir Asylbewerbern die Möglichkeit
bieten, sich in unsere Gesellschaft zu inte-
grieren“, fasste der Stadtverbandsvorsit-
zende Tim Krautschneider zusammen. Die
JU-Mitglieder sehen hierin auch eine Mög-

lichkeit zur Kriminalitätsprävention. Zudem
seien verbindliche und regelmäßige Sprach-
kurse für jeden Asylbewerber zwingend er-
forderlich. Die JU Ludwigsburg fordert die
Politik dazu auf, bestehende Initiativen von
Vereinen, Kirchen und einzelnen Bürgerzu-
sammenschlüssen bezüglich dieses Themas
finanziell verstärkt zu unterstützen.
Des Weiteren kritisierten die versammelten
JU’ler die zu lange Dauer der Asylverfahren.
„Das Bundesamt für Migration und Flücht-
linge muss dringend personell aufgestockt
werden“, so Pressesprecher Lukas Robert.
In diesem Zusammenhang begrüßt die Jun-
ge Union die aktuelle Ausweitung der Dritt-
staatenregelung auf die Staaten des westli-
chen Balkan. Für eine menschenwürdige

Unterbringung der Bewerber sei auch sei-
tens der Landes- und Bundespolitik eine
größere finanzielle Unterstützung für die
einzelnen Kommunen zwingend erforder-
lich. Wünschenswert wäre hier aus Sicht
der JU’ler eine Einzelunterbringung: „Wir
wollen nicht die Fehler der 1990er Jahre bei
der Unterbringung wiederholen“, so Kraut-
schneider. 
Zudem müsse aufgrund des zahlenmäßig
immer größer werdenden Andrangs an
Asylbewerbern eine europaweite Vertei-
lung anhand der Einwohnerzahlen sattfin-
den, forderten die versammelten JU’ler. Be-
züglich der Unterbringung der Asylbewer-
ber müssten einheitliche Standards in ganz
Europa gelten.                                Lukas Robert

Auf der Tribüne der MHPArena Platz genommen.

Die Junge Union auf dem Weihnachtsmarkt.

ARBEITSVERBOT FÜR ASYLBEWERBER ABSCHAFFEN
Junge Union für Veränderung 

JU-WEIHNACHTSFEIER 
MIT HINTERGRUNDFÜHRUNG DURCH MHPARENA

Der Stadtverband der Jungen Union Lud-
wigsburg hat gemeinsam mit dem Kreisver-
band der Jungen Union seine alljährliche
Weihnachtsfeier begangen. Zu Beginn des
ersten Adventwochenendes besuchten
rund 20 JU’ler die MHPArena. 
Unter Führung von Jochen Habermaier
und Uwe Greipel-Dominik (Bild rechts),
die beide in leitenden Positionen der Be-
treibergesellschaft der Stadt Ludwigsburg
tätig sind, konnte so in die sonst nicht zu-
gänglichen Bereiche geschaut werden. Un-

ter anderem gab es hierdurch einen Ein-
blick in die Logen, die Technischen Berei-
che und die Katakomben mit Umkleiden
und Sicherheitsüberwachung. Greipel-Do-
minik erzählte den JU’lern innerhalb der 75
minütigen Führung auch einige hauseige-
ne Anekdoten, wie zum Beispiel die Mög-
lichkeit, bei starker Rauchentwicklung Tei-
le der Decke wegsprengen zu können.
Im Anschluss daran besuchten die JU’ler
gemeinsam mit einigen Nachzüglern und
Konrad Epple MdL den barocken Ludwigs-

burger Weihnachtsmarkt zum besinnli-
chen Glühwein-Ständerling. Nach dem
Stillen dieses Bedürfnisses klang die Weih-
nachtsfeier im entspannten Rahmen im
Ratskeller aus.                              Lukas Robert
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EIN ETWAS ANDERER BLICK 
AUF DIE LANDESPOLITIK

Eine der Leitlinien der grün-roten Landes-
regierung heißt: Bevormundung, Regulie-
rung, Bürokratisierung. 
Hierzu einige Beispiele, die im Gewande
des Guten, Wahren und Gerechten daher-
kommen: 

•    Bevormundung im Baurecht – sowohl
was die Reduzierung von Reserveflä-
chen anbelangt, als auch die Bauvor-
schriften nach der jüngsten Änderung
der Landesbauordnung. 

•    Bevormundung in der Landwirtschafts-

QR-Code CDU Region Stuttgart

Elke Kreiser, Regionalrätin und Ludwigsburger Stadträtin

POSITIONEN DER CDU REGIONALFRAKTION 
ZUM HAUSHALTSENTWURF 2015 

Mieten, gemeinsam, regional angegangen
werden. Es muss aufgezeigt werden, welche
Veränderungen sich daraus für die Regio-
nalplanung, den Wohnungsmarkt und die
Infrastruktur ergeben.
Der Verband Region Stuttgart befindet sich
auf einem ständigen Weg der Entwicklung.
Der Haushalt 2015 soll von der Regionalver-
sammlung am 10. Dezember beschlossen
werden.                                                            <<<

lichkeit und Zuverlässigkeit des S-Bahn-Ver-
kehres in der Region führen.
Die CDU steht zum Ausbau und zu Ange-
botsverbesserungen der S-Bahn und will
das P+R Angebot und die Qualität in der Re-
gion verbessern, um die Straßen zu entla-
sten.
Des Weiteren müssen die Herausforderun-
gen durch die positive Bevölkerungsent-
wicklung, wie Wohnraummangel und hohe

Der Budgetentwurf fürs nächste Jahr, den
Regionaldirektorin Dr. Nicola Schelling An-
fang Oktober vorlegte, hat ein Volumen von
rund 323 Millionen Euro.  Damit eröffnete
sie die Haushaltsberatungen des Verbands
Region Stuttgart, der mit der Kontinuität in
der Umlageentwicklung ein verlässlicher
Partner der Kreise, Städte und Gemeinden
bleibt. 
Die gute Entwicklung des Wirtschafts-
standorts Region Stuttgart ist der CDU-Re-
gionalfraktion auch in den Haushaltbera-
tungen für den Haushalt 2015 ein großes
Anliegen. Die Notwendigkeit schneller, lei-
stungsfähiger Internetverbindungen wird
in einem Antrag thematisiert ebenso wie
die monetäre Beteiligung der Region an
den dringend benötigten Gewerbe- und Lo-
gistikflächen sowie das europäische Enga-
gement des Verbands Region Stuttgart.
Als Ansätze, die weichen Standortfaktoren
zu fördern, sollen folgende Projekte ange-
stoßen werden: ein großes Konzerthaus
und die Bewerbung um die Europäische
Kulturhauptstadt 2025. Auch eine interna-
tionale Bauausstellung 2027 wird angeregt.

Mobilität ist eines der 
zentralen Themen für 
die Region Stuttgart
Vom Anspruch her gut – uns aber nicht gut
genug – ist die S-Bahn derzeit leider weit
entfernt. Deshalb fordert die CDU-Fraktion,
dass man anhand einer Betriebssimulation
Optimierungsansätze für das S-Bahn-Netz
bekommt, die zur Verbesserung der Pünkt-
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Mitglieder der CDU-Regionalfraktion.



Klaus Herrmann MdL, 

wirtschafts- und finanzpolitischer 

Sprecher der CDU-Landtagsfraktion 

QR-Code Klaus Herrmann

Hinzu kommt noch ein Effekt, der viel-
leicht keine Leitlinie von grün-rot ist, den
Regierenden aber durch die Wahrneh-
mung seitens der Öffentlichkeit zugute-
kommt: Man muss in der Politik für be-
stimmte Fehler bekannt sein, bestimmte
Dinge lange genug tun. Wenn man sich
dann ein wenig ändert oder es ausnahms-
weise einmal richtig macht, wird man viel
mehr gefeiert, als hätte man es schon im-
mer richtig gemacht. 

–   Ein grüner Ministerpräsident, der im
Asylrecht ein Zugeständnis macht, das
alle anderen ohnehin für richtig gehal-
ten haben, wird gefeiert. 

–   Eine Partei, die mit Wirtschaft nichts
am Hut hat, aber sagt, sie wolle jetzt
auch mal was tun, wird gefeiert. 

–   Ein Verkehrsminister, der vier Jahre
lang keine einzige neue Landesstraße
zu bauen beginnt, dann aber ein paar
Spatenstiche macht, wird gefeiert. 

–   Ein Kultusminister, der Realschulen, die
er eigentlich abschaffen möchte (zwei-
gliedriges Schulsystem mit Gymnasium
und Gemeinschaftsschule), ausnahms-
weise taktische Zugeständnisse macht,
wird gefeiert. 

Das Motto lautet dann also: So schlimm
sind sie doch gar nicht.
Stimmt – so schlimm manchmal nicht.
Aber wir wollen 2016 keine Regierung, die
nicht „so schlimm“ ist, weil sie sich tak-
tisch anpasst. Sondern wir wollen eine Re-
gierung, die aus Überzeugung und kraft-
voll das Richtige tut. Und wir wollen Par-
teien und Politiker, die andere Leitlinien im
Kopf haben, als die, die mit dem etwas an-
deren Blick auf die grün-rote Landespolitik
deutlich wurden.                                            <<<

Eine andere Leitlinie heißt: Die massiven
Steuermehreinnahmen erlauben es, bisher
unbezahlbare Dinge zu finanzieren und
Wahlgeschenke zu machen. Motto: Wir
von Grün/Rot können mehr Geld ausge-
ben, dafür kritisieren wir die Knausrigkeit
der CDU und wir müssen nicht so viele
Schulden machen, dafür kritisieren wir die
Schulden der CDU. Auf die Idee, dass die
CDU bei solchen Steuereinnahmen auch
mehr Sinnvolles getan hätte und, wie für
2010 geplant (und wegen der Wirtschafts-
krise dann nicht verwirklicht), in den Schul-
denabbau gegangen wäre, auf die Idee soll
der Bürger erst gar nicht kommen. 
Eine weitere Leitlinie ist auch, die Begriffe
von Toleranz, Akzeptanz und Nichtdis-
kriminierung einzusetzen, um die eigenen
Ziele und Werte zu verwirklichen, alle an-
deren Haltungen aber als intolerant und
diskriminierend darzustellen. Vor allem im
künftigen Bildungsplan, aber auch in der
Familienpolitik, der Rechtspolitik, der Zu-
wanderungspolitik und anderswo werden
z. B. das Eintreten für die übliche sexuelle
Orientierung, für Ehe und Familie, für un-
ser Land und seine Traditionen für die
christliche Religion, kurzum für alles, was
uns ausmacht und trägt, relativiert und ni-
velliert. Im Zeichen der Toleranz sollen alle
solche Grundüberzeugungen zum Schwei-
gen gebracht werden. 
Wo aber bleiben Toleranz, Akzeptanz und
Diskriminierungsfreiheit gegenüber den
Mehrheitsauffassungen unserer Bürger?
Verdienen nur Minderheiten den Schutz
des Toleranzgebotes? Wie sieht es z. B. mit
der mittlerweile anzutreffenden Diskrimi-
nierung von Familien aus, die ihre Kinder
in eigener Obhut betreuen und erziehen
wollen? Es gibt eben auch eine Diskrimi-
nierung von links.

politik durch viele neue Einschränkun-
gen und eine Konzentration der Förder-
mittel auf den ökologischen Landbau
(der von acht Prozent der Betriebe
praktiziert wird). 

•    Bevormundung gegenüber den Kom-
munen, die immer wieder mit unabge-
stimmten Vorstößen konfrontiert wer-
den, sei es bei der Haushaltspolitik,
dem Kommunalrecht (Wahlrecht, Per-
sonalvertretung) oder dem Planungs-
recht (Windenergie!). 

•    Bevormundung in der Bildungspolitik,
wo die Gemeinschaftsschulen um jeden
Preis und mit jedem Mittel gepusht
werden (obwohl es noch keine Gemein-
de im Land gibt, in der sich die Bürger
bei einem Bürgerentscheid mehrheit-
lich für sie entschieden hätten) und bei
den Bildungsplänen, die z. B. bei den
Fragen der Sexualerziehung völlig an
den Eltern vorbei Ideologien durchset-
zen wollen. 

•    Bevormundung in der Umweltpolitik,
wo die Hauseigentümer noch schärfe-
ren Vorschriften unterliegen sollen
oder im Umweltverwaltungsrecht, wo
weitere verfahrensbelastende Vor-
schriften dazukommen. 

•    Bevormundung im Wirtschafts- und So-
zialbereich (Bildungsurlaub auf Kosten
der Betriebe, Wegfall des Landeserzie-
hungsgeldes für Eltern, Kritik am Be-
treuungsgeld für Eltern). 

Diese Beispiele zeigen: die grün-rote Lan-
desregierung vertraut nicht den Men-
schen, den Leuten in ihrem Beruf, in der
Wirtschaft, den Kommunen, sondern sie
will sie regulieren. Damit muss Schluss
sein und wir sollten unseren Mitbürgern
die Augen öffnen. 

www.cdu-ludwigsburg.de Treffpunkt Dezember 2014 23

AUS DEM LANDTAG



LIEBE LESER,

meinen letzten Beitrag für den Treffpunkt
in diesem Jahr will ich für einen Rückblick
nutzen. Die dritte große Koalition ist nun
ein Jahr im Amt. Und wie schon in der letz-
ten Wahlperiode scheinen uns die span-
nenden Zeiten nicht auszugehen. Ein be-
herrschendes Thema wechselt sich mit
dem nächsten ab. Während unter Schwarz-
Gelb die Euro-Krise alle anderen Themen
in den Schatten stellte, werden wir nun
durch die verschiedenen außenpolitischen
Krisen vor neue Herausforderungen ge-
stellt. Immerhin ist es dafür an der Euro-
Front erfreulicherweise recht ruhig gewor-
den. Nun aber im Einzelnen:
Am 17. Dezember 2013 wird das so genann-
te Kabinett Merkel III vom Bundespräsi-
denten vereidigt – nachdem die Union mit
Bundeskanzlerin Dr. Angela Merkel einen
fulminanten Wahlsieg eingefahren hat:
41,5 Prozent, das beste Zweitstimmener-
gebnis seit 1990. Die FDP hat es leider
nicht mehr in den Bundestag geschafft. 

Januar 

Während die Regierung nach den langen
Koalitionsverhandlungen noch 2013 ihre
Arbeit aufnahm, hat das Parlament bis in
den Januar hinein gebraucht, um arbeitsbe-
reit zu sein. Die neuen Zuständigkeiten in
den Bundesministerien gelten nun auch für
die Ausschüsse im Bundestag. Mein Haupt-
ausschuss heißt nun Ausschuss für Verkehr
und digitale Infrastruktur. Alexander Dob-
rindt MdB bezeichnet sich deshalb selbst
als Bundesminister für Mobilität und Mo-
dernität. Ich bleibe weiter für die „Moder-
nität“ im Automobilbereich verantwortlich 

(Elektromobilität, autonomes Fahren) und
erhalte zusätzlich die Zuständigkeit für
Carsharing und die Maut-Themen. 

Februar 

Die sogenannte Edathy-Affäre um den ehe-
maligen innenpolitischen Sprecher der
SPD-Bundestagsfraktion, Sebastian Eda-
thy, löst ein kleines Erdbeben in der neuge-
bildeten CDU/CSU-SPD-Koalition aus. We-
gen des möglichen Geheimnisverrates tritt
der gerade neu im Amt befindliche Bundes-
landwirtschaftsminister Dr. Hans-Peter
Friedrich (CSU) zurück. Viele in unserer
Fraktion sind deshalb auf den SPD-Frakti-
onsvorsitzenden schlecht zu sprechen. Die
Union musste jemanden opfern, die SPD
mogelt sich durch – so wird es gesehen.
Mittlerweile haben sich die Wogen wieder
geglättet. Ruhiger wurde es um Edathy
aber nicht. Es gibt einen Parlamentarischen
Untersuchungsausschuss und ein straf-
rechtliches Verfahren vor dem Landgericht. 
Noch dramatischer sind die Ereignisse um
die Ukraine. Im Februar setzt infolge der
Euromaidan-Proteste das ukrainische Par-
lament Präsident Wiktor Janukowytsch ab.
Was als grundsätzlich richtig gewertet
werden muss, hat leider fatale Auswirkun-
gen. Wie auch schon beim Sturz von ande-
ren Machthabern in den letzten Jahren
nutzen nun Interessengruppen die Mög-
lichkeit, ihre eigenen Vorstellungen um-
setzen. Ein Bürgerkrieg in der Ostukraine
ist die Folge. Vorher nutzt aber noch Wla-
dimir Putin die Chance, sich die Krim ein-
zuverleiben. Die Krise ist bis heute nicht
gelöst!

März

Der Deutschen Bundestag setzt auf An-
trag aller Fraktionen den so genannten
NSA-Untersuchungsausschuss ein. Dieser
soll Ausmaß und Hintergründe der Aus-
spähungen durch ausländische Geheim-
dienste in Deutschland aufklären.

April

In Nigeria entführen islamistische Kämp-
fer der Boko Haram 273 Mädchen aus einer
Schule und laden sie auf vier Lastwagen.
Boko Haram ist bekannt für die Ermordung
von Christen und moderaten Muslimen in
Nigeria.

Mai

Bei der Europawahl werden die konservati-
ven Parteien in der EU stärkste Kraft. Des-
halb wird unser Spitzenkandidat Jean-
Claude Juncker Kommissionspräsident –
der Sozialdemokrat Martin Schulz bleibt
Parlamentspräsident.

Juni

Der sogenannte Islamische Staat erobert
große Teile des Iraks. Auch aus Deutsch-
land helfen ihm Hunderte Freiwillige, dar-
unter mehrere aus dem Landkreis Lud-
wigsburg. Viele von ihnen sind bei ihrer
Rückkehr eine Gefahr für die Bundesrepu-
blik. Wir brauchen deshalb eine neue De-
batte über den Umgang mit solchen mög-
lichen Terroristen. 

Juli

Isarel startet eine Bodenoffensive gegen
die Hamas im Gaza-Streifen. Der Palästi-

QR-Code  Steffen Bilger

Tag der offenen Tür bei unserem Bundestagsabgeordne-

ten Steffen Bilger in seinem Ludwigsburger Büro.
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Steffen Bilger als Vorsitzender der Jungen Gruppe bei ei-

ner Sitzungsleitung mit der Bundeskanzlerin Dr. Angela

Merkel.

September

Die Landtagswahlen in Brandenburg und
Thüringen verlaufen weniger erfreulich. 

Oktober

Die Zahl der Flüchtlinge in Europa erreicht
den höchsten Stand seit 1949. Dieser Um-
stand zeigt, wie sehr unsere Entscheidung,
mehr Menschen aus sicheren Drittstaaten
schneller ausweisen zu können, richtig
war. Dadurch kann wirklich politisch Ver-
folgten besser geholfen werden. 

November

Die Europäische Zentralbank übernimmt
die einheitliche Bankenaufsicht über die
Großbanken in der Eurozone. Diese Über-
nahme zeigt, dass immer noch daran gear-
beitet wird, dass die Banken-Welt sicherer
wird. Erfreulicherweise zeichnen sich der-
zeit am Horizont keine weiteren Finanzkri-
sen ab. Aber es ist gut, wenn wir weiter
vorausschauen. 

Dezember

Bundesparteitag der CDU in Köln. 

Es war also wieder ein Jahr voller Überra-
schungen – zum Glück auch schöner. Die
Themen gehen weder in der Weltpolitik
noch in Europa und Deutschland aus. Fast
schon kleinlich wirken dabei die Diskussio-
nen um Mindestlohn, Mütterrente und
Pkw-Maut. Mit Angela Merkel gehen wir
gut vorbereitet in das kommende Jahr. 
Mit den besten Wünschen für das nahende
Weihnachtsfest
Ihr Steffen Bilger MdB                                 <<<

Höchst erfreuliche Nachrichten dagegen
vom Fußball: Deutschland wird in Anwe-
senheit von Bundeskanzlerin Dr. Angela
Merkel in Brasilien bei einer großen Mann-
schaftsleistung Fußball-Weltmeister!

August

Die Landtagswahlen in Sachsen bringen
keine Überraschungen. Die CDU bleibt
stärkste Kraft und geht eine Koalition mit
der 12,4-Prozent-SPD ein. 

nensisch-Israelische Konflikt bleibt unge-
löst und könnte weiter eskalieren.
Deutschland hat immer noch eine große
Verantwortung für Israel – ohne die Palä-
stinenser aus dem Blick zu verlieren. 
Die Ukraine-Krise weitet sich aus, nach-
dem ein Flugzeug der Malaysia-Airlines
mit 298 Menschen an Bord über der Ostu-
kraine nahe der russischen Grenze abge-
schossen wird. Deutsche Geheimdienst-
kreise gehen von prorussischen Kräften als
Verursacher aus. 
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AUS DEM EUROPAPARLAMENT
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„Hast du einen Opa, schick ihn nach
Europa!“ – dieser Skepsis ausdrückende
Spottspruch aus den 1970er Jahren steht
für die Wahrnehmung Straßburgs und
Brüssels als Seniorenresidenzen für Politi-
ker jenseits der Halbwertszeit. Verdienten
nationalen Altpolitikern werde nach lang-
jähriger getaner Arbeit nun ein Versor-
gungsposten verschafft, wo sie sich fortan
der bedeutungslosen Europapolitik wid-
men und abseits der öffentlichen Wahr-
nehmung nicht mehr für unerwünschte
Schlagzeilen sorgen können.

Neues Profil

Dieses Bild der Europaabgeordneten ent-
spricht heute nicht mehr der Realität. Die
Rolle Europas, insbesondere des Europäi-
schen Parlaments, hat sich seit seiner
Gründung im Jahre 1979 grundlegend ver-
ändert. Wo das Parlament früher lediglich
in beratender Funktion tätig war und nur
über rar gesäte Einfluss- und Entschei-

dungsmöglichkeiten verfügte, tritt es spä-
testens seit dem Vertrag von Lissabon als
dynamischer Mitspieler im europäischen
Institutionengefüge auf. 
Ein generationenübergreifender Wunsch
nach einem einheitlichen Europa, wo Pro-
bleme gemeinsam gelöst werden, trägt da-
zu bei, dass Politiker jeglicher Altersklas-
sen in die EU-Institutionen strömen. Dies
belegt ein Blick auf die Mandatsträger, die
neu in das Parlament gewählt wurden, de-
ren Altersdurchschnitt deutlich niedriger
ist als jener der Wiedergewählten. Zu Be-
ginn der Wahlperiode 2009 - 2014 lag das
durchschnittliche Alter aller deutschen
Abgeordneten bei knapp 51 Jahren, von
dem fast jeder fünfte sogar jünger als 40
Jahre alt war. 
Die Arbeit in Straßburg und Brüssel ist ein
zentraler Abschnitt in der politischen Kar-
riere vieler EU-Mandatsträger. Sie haben
bereits lange auf dieses Amt hingearbeitet
oder entscheiden sich – wenn man einen
Blick auf die aktuelle EU-Kommission

wirft – von einem
Wechsel von der
nationalen auf die
s u p r a n a t i o n a l e
Ebene. Der Kom-
mission gehören in
der neuen Zusam-
mensetzung fünf
ehemalige Regie-
rungschefs an, na-
mentlich Kommis-
s i o n s p r ä s i d e n t
J e a n - C l a u d e
Juncker, Alenka
Bratusek aus Slo-

wenien, Andrus Ansip aus Estland, Vladis
Dombrovskis aus Lettland und Jyrki Katai-
nen aus Finnland. Und unser Kommissar
Günther H. Oettinger war Regierungschef
eines Bundeslandes, das in keiner Weise
den Vergleich mit den vorgenannten Län-
dern zu scheuen braucht. Dieser Umstand
ist ein eindeutiger Beleg für die gestiege-
ne politische Strahlkraft und Bedeutung
der EU als Gesetzgeber. Dass auch ein
Wechsel von Europa in die nationale Poli-
tik erfolgreich sein kann, zeigen Däne-
marks Ministerpräsidentin Helle Thorning-
Schmidt oder Italiens Staatspräsident
Georgio Napolitano,  die vor ihrer heuti-
gen Tätigkeit Abgeordnete des Europäi-
schen Parlaments waren. 

Kein Rentenverein

Zusammenfassend ist zu konstatieren,
dass der Mythos des Europamandats als
Abfindung für verdiente Politiker ad acta
gelegt werden kann. Die europäischen In-
stitutionen spielen eine zentrale Rolle, ih-
re Befugnisse reichen bis weit in die natio-
nalen Gesetzgebungen. Aus diesem Grund
gehört es der Vergangenheit an, das Euro-
päische Parlament als politisches Ausge-
dinge anzusehen. 
Politiker, die sich ausschließlich und von
Beginn an nur für ein europäisches Man-
dat interessieren, gehören genauso zur
Normalität, wie der Umstand, dass Politi-
ker so selbstverständlich zwischen Europa-
und Nationalparlament wechseln, wie es in
Deutschland schon immer den Ebenen-
wechsel zwischen Bundestag und Landtag
gab.                                                                    <<<

GREISE IM PLENUMSKREISE

QR-Code Rainer Wieland

QR-Code Rainer Wieland-app

CDU-Kreisvorsitzender Rainer Wieland MdEP,

Vizepräsident des Europäischen Parlaments.



POST-SCRIPTUM – ODER WAS AM ENDE ÜBRIG BLEIBT

Da war sie auf einmal wieder: die „alte“
CDU. Keine „political correctness“, keine
„weichen“ Themen, kein Weichspüler im
Waschgang: Der CDU Fraktionsvorsitzen-
de im Bundestag hat einer amtierenden
Ministerin von der SPD „Weinerlichkeit“
vorgeworfen.
Früher nichts Besonderes: Was haben die
jeweiligen Fraktionsvorsitzenden der ver-
schiedenen Parteien nicht auf die jeweils
amtierende Regierung eingehauen und
umgekehrt?! Unvergessen die Duelle, an-
gefeuert von alten Granden wie Wehner,
Brandt, Kohl und Strauß! Zugegeben, Da-
men griff man damals noch selten an,
letztlich auch deswegen, weil nicht allzu-
viele im Bundestag saßen.
Und heutzutage? Nun ja, man sitzt inzwi-
schen nicht das erste Mal miteinander in
der Regierung CDU/CSU und SPD: Da ge-
raten die alten Gräben schon mal durch-
einander, werden gar neu justiert. Da fällt
es schon auf, wenn man dem Partner
„Weinerlichkeit“ vorwirft, muss sich gar
die Kanzlerin einschalten, die von der Op-
position als „Ossiwachtel“ tituliert wurde
– oder stammt die Bezeichnung gar aus
den eigenen Reihen?
Die 150-prozentige Ausrichtung der „poli-
tical correctness“ bringt es mit sich, dass
sich auch die Themen ändern. Klar, müs-
sen sie auch, denn die großen Leitlinien
der deutschen Politik sind alle schon in
der Vergangenheit abgehandelt worden.
Da haben sich anhand der Westorientie-
rung oder des „Wandels durch Annähe-
rung“ die Gräben zwischen den großen
politischen Lagern aufgetan.
Heute unterhalten wir uns beispielsweise

über die Frauenquote. Ein gesellschaftlich
notwendiger Schritt ist es allemal, dass
sich Frauen auch in Vorstands- und Auf-
sichtsratsposten widergespiegelt sehen.
Das ist selbstverständlich und wird über
die letzten Jahrzehnte auch mehr und
mehr gelebt. Auch, weil dies mehr und
mehr Männer so sehen, aber letztlich
auch, weil schon längere Zeit eine Gene-
ration von Frauen in diesen Positionen
gesellschaftlich angekommen ist und dies
auch selbstverständlich für sich einfor-
dern.
Eines finde ich aber sowohl im politi-
schen, unternehmerischen oder auch ge-
sellschaftlichen Bereich immer ein wichti-
ges Leitmotiv: Diejenige oder derjenige
soll einen Job tun, der oder die ihn am be-
sten kann!
Quoten sorgen da nicht immer dafür, son-
dern sind allenfalls Ausdruck eines Not-
stands, den wir meines Erachtens längst
überwunden haben! Auch das zwanghaft
gepresste Verwenden von weiblichen und
männlichen Bezeichnungen immer und
überall und die Einklagbarkeit bei Zuwi-
derhandlung halte ich für dogmatisch in-
doktriniert.
Hier soll kein Gegenentwurf zum Matriar-
chat angezettelt und erst recht nicht dem
Machotum das Wort geredet werden,
dennoch sind viele Konturen in unserer
Gesellschaft inzwischen weicher gezeich-
net, als es möglicherweise die Praxis
manchmal erfordern würde. Allerdings ist
hier keine Umkehr gefordert, sondern
vielmehr Ausgleich: Das, was früher
falsch lief, läuft jetzt in die andere Rich-
tung, jedoch sollte das Pendel auch nicht,

sozusagen als Ausgleich, in die andere
Richtung umschlagen.
In diesem Sinne wünsche ich Ihnen ein
besinnliches Weihnachtsfest und disku-
tieren Sie doch mal wieder miteinander,
mit Freunden, in der Familie. Das ist im-
mer gut und bringt uns alle weiter! Einen
guten Rutsch ins Neue Jahr und viel Glück
und Erfolg 2015!                                           PS

DIE WEICHGESPÜLTE REPUBLIK

Peter Schmid, stellvertretender Vorsitzender

des CDU Stadtverbandes Ludwigsburg

QR-Code CDU Stadtverband Ludwigsburg
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Sylvia Effe
Ihre Ansprechpartnerin 

für Fragen 
„rund um die Immobilie“

Jens Spahn
der gesundheitspolitische Sprecher

der CDU/CSU-Bundestagsfraktion

kommt!
Di., 20. Januar 2015, 18:00 Uhr
mC-Seniorenstift, LB, Thouretallee 3



Der Vorsitzende der Ludwigsburger 

Gemeinderatsfraktion Klaus Herrmann MdL

HAUSHALTSREDE VON STADTRAT KLAUS HERRMANN 
für die CDU Gemeinderatsfraktion bei der Generaldebatte zum Haushalt 2015 
im Ludwigsburger Gemeinderat am 19. November 2014

stall-Center wird im nächsten Jahr eröffnet.
Wir brauchen die Konkurrenz aus Stuttgart
von ‚Gerber’ und ‚Milaneo’ nicht zu fürch-
ten, wir bleiben ein attraktiver Standort.
Was jetzt ansteht, ist die Weiterentwick-
lung im Bereich Schillerplatz und Arsenal-
platz. Wir wollen, dass es jetzt dort weiter-
geht. Wir wollen gemeinsam mit der Kreis-
sparkasse eine Qualitätsverbesserung an-
gehen und halten eine Tiefgarage in die-
sem Bereich für zwingend notwendig. 

Der Grünleitplan ist in verschiedenen Gre-
mien bereits behandelt und beschlussreif.
Der Lärmaktionsplan ist in der Beratung,
das Radwegekonzept im Entwurf vorhan-
den. Wir sind der Auffassung, dass man
diese Entwicklungspläne bündeln, verbin-
den und aufeinander abstimmen muss. Wir
haben den Eindruck, dass einzelne Berei-
che und einzelne Pläne bisher isoliert von-
einander bearbeitet werden. 

Wir wollen im Verkehrsbereich ein ver-
nünftiges Nebeneinander von Autover-
kehr, Öffentlichem Personennahverkehr,
Radfahrern und Fußgängern. Im Jahr 2015
sind zahlreiche Investitionen im Haushalt
enthalten. Uns ist wichtig, dass die West-
randstraße mit hoher Priorität angegan-
gen wird. Sie dient einmal der Entlastung
und wir erhalten hier von privater Seite
Zuschüsse zum Bau. 

Eine Bemerkung zur Waiblinger Straße in
Oßweil: Wir halten den Ausbau der Waib-

Fachbereichen, zum Beispiel Bildung und
Betreuung manche Anforderungen ge-
stellt werden die wünschenswert, aber
nicht zwingend notwendig sind. Wir regen
konkret an, dass wir die einmal angedach-
te Arbeitsgruppe ins Leben rufen, die die
Baustandards unserer öffentlichen Ein-
richtungen genau hinterfragt und gegebe-
nenfalls auch Änderungsvorschläge
macht.

Ludwigsburg ist ein attraktiver Wohn- und
Aufenthaltsort, das Kulturangebot in unse-
rer Stadt ist beispielhaft. Beispielhaft bei
den großen Leuchtturmprojekten wie den
Schlossfestspielen, der Tanz- und Theater-
werksatt, der Kunstschule Labyrinth, der
Karlskaserne, dem Sinfonieorchester, dem
Scala genauso wie bei Vorstellungen im
Forum oder in der Arena. Wenn wir hier
keinen Zuwachs mehr wollen, dann des-
halb, weil wir auf einem äußerst hohen Ni-
veau einen guten Standard haben. Aber
auch die vermeintlich „kleinen Angebote“
im kulturellen und sportlichen Bereich, die
durch unsere Vereine in der Stadt angebo-
ten werden, sind beispielhaft. Hier sind
zahlreiche Ehrenamtliche tätig. Wir wollen
dieses Engagement weiter fördern und un-
terstützen. 

Handel und Gewerbe in Ludwigsburg ent-
wickeln sich gut. Wir haben rechtzeitig und
– wie wir finden – richtig reagiert um unse-
re Innenstadt nicht nur attraktiv zu halten,
sondern attraktiver zu gestalten. Das Mar-

Herr Oberbürgermeister, liebe Kolleginnen
und Kollegen, meine Damen und Herren,

in Ludwigsburg geht vieles voran. Unsere
Stadt boomt, wie man heute so schön sagt.

Einer der wichtigsten Punkte in Ludwigs-
burg ist das Thema Betreuung und Bil-
dung. Wir sind hier auf einem guten Weg:
der Ausbau der Plätze für unter Dreijähri-
ge läuft, zwar etwas langsam, aber plan-
mäßig. Die Qualitätsverbesserungen in
den Kindertagesstätten für Drei- bis
Sechsjährige sind deutlich spürbar. Wir ha-
ben durch Höhergruppierungen eine bes-
sere Bezahlung der Erzieherinnen und Er-
zieher, soweit es da welche gibt, ermög-
licht. Wir sind der Auffassung, dass wir die
Elternbeiträge ab dem nächsten Kinder-
gartenjahr so gestalten sollten, wie es die
kommunalen Landesverbände und die Kir-
chen landesweit empfehlen. Die Schul-
landschaft entwickelt sich nach dem
Schulentwicklungsplan weiter, den wir ja
regelmäßig fortschreiben. Auch die Stu-
dierenden, die die Ludwigsburger Hoch-
schulen und Akademien besuchen, tragen
positiv zum Gesamtbild der Stadt Lud-
wigsburg bei. 

Bildung ist ein wichtiges Themenfeld, wir
sollten uns aber trotzdem die Standards
im Bildungsbereich für unsere Einrichtun-
gen genauer anschauen. Wir kritisieren hie
und da die Bauverwaltung, aber wir müs-
sen auch mal fragen, ob nicht aus anderen
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linger Straße als eine untergeordnete Stra-
ße nach wie vor für notwendig, da auf-
grund des Neubaugebiets Hartenecker
Höhe und einer zukünftigen Wohnnut-
zung an der Fuchshofstraße zusätzlicher
Verkehr entstehen wird, der über die aus-
gebaute Waiblinger Straße eine Chance
hat, abzufließen und damit vorhandene
Wohnstraßen nicht zusätzlich belastet.
Das haben wir vor der Gemeinderatswahl
nicht nur gesagt, sondern mehrfach auch
öffentlich breit kundgetan. Wir sind auch
deshalb von vielen gewählt worden und
stehen hier zu unserem Wort. 

Der ÖNPV ist in Ludwigsburg gut aufge-
stellt, wir werden ab dem Jahr 2020 eine
Neuregelung bekommen. Wir sind sehr
froh darüber, dass in diesen Tagen in den
Gremien des Kreises eine entsprechende
Vorlage beraten wird. Es konnte erreicht
werden, dass der bisherige Standard bei
den Buslinien und beim Takt der Buslinien
gehalten wird. Wir müssen zwar ab 2020
einen höheren Betrag als bisher zahlen,
nämlich etwa 400.000 Euro, bisher sind es
250.000 Euro. Der ursprünglich im Raum
stehende Betrag von zusätzlich 3,2 Millio-
nen Euro ist vom Tisch. Über notwendige
Erweiterungen von Buslinien, insbesonde-
re in Neubaugebieten, werden wir uns in
nächster Zeit auch noch Gedanken ma-
chen müssen.

Wir machen sehr viele Planungen in der
Stadt Ludwigsburg, für die wir im Jahr 2016
und danach keine Mittel zur Verwirkli-
chung in die Finanzplanung eingestellt ha-
ben. Das bindet Personal, das verursacht
Gutachterkosten und Kosten für Leistun-
gen Dritter. Wir beantragen deshalb kon-
kret in sieben Einzelfällen erst dann eine

Planungsrate im Haushalt einzustellen,
wenn das jeweilige Projekt auch Aussicht
hat, verwirklicht und finanziert zu werden.
Konkret beantragen wir die Planungsrate
zurückzustellen 

–   für das Bürgerbüro der Zukunft, 
–   für die Sanierung der Wilhelmstraße 1

bis 5, 
–   für Kreisverkehre, 
–   für den Zentralen Omnibusbahnhof, 
–   für den Südknoten Neckarweihingen, 
–   für die Neckarbrücke zur Erschließung

des Freibads und 
–   für das Neubaugebiet Hoher Rain in

Neckarweihingen. 

Das heißt nicht, dass wir diese Projekte
nicht wollen. Aber es heißt, dass wir Pla-
nungen erst dann wollen, wenn sich ab-
zeichnet, dass eine Verwirklichung auch
konkret ansteht. 

Wir haben mehrere große Baugebiete in
der Finanzplanung für die nächsten Jahre
vorgesehen: Hoher Rain in Neckaweihin-
gen, entlang der Fuchshofstraße in der
Oststadt, wir haben die Entwicklung am
Sonnenberg und wir haben die BIMA-
Wohnungen in Grünbühl. Es gibt auch
Wohnentwicklung von privaten Bauträ-
gern. Wir stellen hier die Frage, ob das al-
les parallel in kurzer Zeit verwirklicht und
auf den Markt gebracht werden muss. Wir
halten bei den Baugebieten eine zeitliche
Entzerrung für sinnvoll, damit man nicht
alles gleichzeitig auf den Markt bringt
und damit auch das Angebot an öffentli-
chem Nahverkehr und an Kindertages-
stätten, Schulraum und Sportflächen ent-
sprechend zur Verfügung gestellt werden
kann. 

Bei den Wohngebieten müssen wir auch
darauf achten, dass wir eine vernünftige
Mischung der Bevölkerung in den Wohn-
gebieten haben. Wir brauchen einerseits
bezahlbaren Wohnraum. Wir brauchen
aber auch Wohnraum für den Teil der Be-
völkerung, der mit seiner Einkommens-
steuer zu Steuereinnahmen der Stadt
Ludwigsburg beiträgt. Wir haben im Jahr
2012 – das sind die letzten Vergleichszah-
len die wir zur Verfügung haben – in Lud-
wigsburg einen Gemeindeanteil an der
Einkommenssteuer von 470 Euro pro Ein-
wohner. Bietigheim hat 519 Euro, Tamm
hat 571 Euro. Bei Wohngebietsausweisun-
gen müssen wir das mit im Auge behal-
ten.

Eine Bemerkung zur Bürgerbeteiligung:
Wir haben in Ludwigsburg eine sehr gute
Bürgerbeteiligung mit Runden Tischen, In-
formationsveranstaltungen und Work-
shops. Wir haben nächstes Jahr zum drit-
ten Mal eine Zukunftskonferenz am 17. und
18 April. Wir halten es hier für notwendig,
dass nach einer gewissen Zeit die Ergeb-
nisse einer Zukunftskonferenz auch breit
in die Bevölkerung hinein getragen wer-
den, damit die Teilnehmer sehen, dass ihre
Teilnahme auch etwas gebracht hat. 

Wir halten die Stadtteilausschüsse in den
bestehenden Stadtteilen, so wie sie jetzt
seit Jahren erfolgreich arbeiten, für richtig.
Hier werden viele kleine Angelegenheiten
besprochen. Die Stadtteilausschüsse sind
auch Mittler zwischen Bevölkerung und
Verwaltung im jeweiligen Stadtteil, das hat
man sehr positiv in Eglosheim bei der Un-
terbringung der Asylbewerber gesehen.
Das gilt aber auch für die anderen Stadt-
teile. Für eine Weiterentwicklung auf der
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bisherigen Basis sind wir durchaus offen
und gesprächsbereit.

Die Konsolidierung des Haushalts ist seit
Jahren Thema. Millionenbeträge wurden
in den letzten Jahren strukturell einge-
spart. Herr Oberbürgermeister, Sie sind
Motor bei der Haushaltskonsolidierung.
Wir halten diesen Weg für richtig und tra-
gen den mit. Es ist wichtig, dass wir in
Ludwigsburg eine solide, in die Zukunft
gerichtete Haushalts- und Finanzpolitik
dauerhaft betreiben. Wir werden aber
auch weiterhin bei einigen Punkten eine
andere Meinung haben als Sie, das wer-
den wir dann auch deutlich machen. Wenn
zum Beispiel das Wasser in Brunnen im
Sommer abgestellt werden soll, dann ist
das einfach an der falschen Stelle gespart.
Wir werden aber auch konkrete Einspar-
vorschläge machen.

Noch eine Bemerkung zu den Arbeitsplät-
zen in Ludwigsburg: Die Arbeitsplätze in
der Stadt sind in den letzten Jahren ange-
stiegen. Nicht in der Stadtverwaltung, da
zwar auch, aber das ist ein anderes Thema,
sondern in der gesamten Stadt. Wir müs-
sen weiterhin unseren Firmen Erweite-
rungsmöglichkeiten bieten, damit wir eine
wirtschaftsfreundliche Stadt bleiben. Der
Ansatz für die Wirtschaftsförderung soll
um fast 50 Prozent erhöht werden. Wir
sind der Meinung, dass da auch eine Erhö-
hung um ein Drittel reicht.

Wir werden erneut den Antrag stellen,
dass wir als Stadt Ludwigsburg prüfen, ob
ein kostenloses W-LAN in der Stadt sinn-
voll und richtig ist. Hamburg will hier Vor-
reiter sein, Pforzheim ist es bereits. Wir
wollen hier weiter dranbleiben.

Wir haben in den vergangenen Jahren eini-
ge Aufgaben auf unsere städtischen Betei-
ligungsgesellschaften wie Wohnungsbau
und Stadtwerke übertragen. Diese wurden
mit Aufgaben belastet, um den städti-
schen Haushalt nicht mit zusätzlichen Kos-
ten zu belasten. Das ist zwar vordergrün-
dig richtig. Wenn dann aber die Gewinn-
ausschüttung der Beteiligungen geringer
wird, dann haben wir in der Summe auch
nichts eingespart. Deshalb müssen wir
sehr gründlich diese Übertragung auf Be-
teiligungen hinterfragen.

Sorgen macht uns, dass unsere Rücklage
immer geringer wird. Wir haben eine Rück-
lage von 77 Millionen Euro zu Beginn die-
ses Jahres gehabt. Nächstes Jahr sollen
fast 30 Millionen Euro, 2016  21 Millionen
Euro entnommen werden. Aus unserer
Sicht war die Rücklage, die ja aus dem Ver-
kauf der EnBW-Aktien herrührt, dazu ge-
dacht, dass wir im Straßenbau nach vorne
kommen.

Die Personalkosten sind ein großer Block
bei den Ausgaben in Ludwigsburg. Es gibt
viele neue Stellen in Bildung und Betreu-
ung, aber auch in anderen Bereichen. In
diesem Jahr haben wir im Haushaltsplan 35
neue Stellen ausgewiesen, aber auch 18
Stellenstreichungen. Für nächstes Jahr
sind 42,5 neue Stellen geplant, aber keine
Streichung. Wir werden konkret durch An-
träge vorschlagen, fünf dieser geplanten
Neustellen im nächsten Jahr nicht zu be-
willigen.

Und nun zu unseren gesamten Einsparvor-
schlägen, die machen insgesamt fast 1,5
Millionen Euro aus. Wir haben nur einen
Antrag, der zusätzliches Geld kostet, das

sind 50.000 Euro als Planungsrate für das
W-LAN. Wir haben 2013 die Grundsteuer
und die Gewerbesteuer erhöht, das bringt
uns 3, 2 Millionen Euro jährlich mehr Ein-
nahmen. Bei der Gewerbesteuer 2,6 Millio-
nen Euro, bei der Grundsteuer 600.000
Euro Mehreinahmen. Wir halten eine
Grundsteuererhöhung im nächsten Jahr
für falsch. Die Grundsteuererhöhung wür-
de 1, 2 Millionen Euro erbringen. Wir ha-
ben, wie gesagt, Einsparvorschläge in Hö-
he von fast 1,5 Mio Euro gemacht Wir wer-
den einer Grundsteuererhöhung nicht zu-
stimmen.

Wir danken der Stadtverwaltung, dem
Oberbürgermeister, den Bürgermeistern
und allen Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
tern für die gute Arbeit. Wir haben eine
gute und leistungsfähige Verwaltung.
Wenn wir in einzelnen Fällen einmal ande-
rer Meinung sind, schmälert das nicht die
Leistung des einzelnen Mitarbeiters, son-
dern macht deutlich, dass wir eben hier
und da andere kommunale Schwerpunkte
setzen. 

Bedanken möchten wir uns bei allen, die
sich in Ludwigsburg in die Gesellschaft
einbringen: bei den Betrieben, die Arbeits-
plätze schaffen, den Steuerzahlern, egal ob
als Wohnungseigentürmer, Mieter oder
Arbeitnehmer. Sie alle tragen zu den Ein-
nahmen in der Stadtkasse bei und finan-
zieren damit die Aufgaben, die unsere
Stadt lebenswert und attraktiv machen. 

Herzlichen Dank!

Klaus
HERRMANN

Claus-Dieter
MEYER

Elke
KREISER

Volker
LUTZ

Dr. Uschi
TRAUB

Thomas
LUTZ
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A N T R A G
Anschaffung von 
500 Plakatständern

Der Haushaltsansatz „Auszahlung für den
Erwerb von beweglichem Sachvermögen“
wird von 365.000 Euro um 313.000 Euro auf
52.000 Euro reduziert.

Betrag: 313.000 EUR weniger Ausgaben

Begründung:    
Die Anschaffung von 500 Plakatständern
ist nicht zwingend notwendig und kann im
Haushalt 2015 gestrichen werden.
Klaus Herrmann
Reinhold Noz
Claus-Dieter Meyer
Maik Stefan Braumann
Christian Köhle
Elke Kreiser
Thomas Lutz
Volker Lutz
Wilfried Link
Dr. Ingo Schwytz
Dr. Uschi Traub

A N T R A G
Reduzierung 
von Planungskosten
Folgende Planungsraten werden im Haus-
halt 2015 gestrichen: 
1.) Seite 288
     Bürgerbüro der Zukunft         20.000,- €
2.) Seite 288
     Sanierung Wilhelmstr. 1-5       50.000,- €
3.) Seite 301

     Kreisverkehre                             20.000,- €
4.) Seite 311
     ZOB                                               50.000,- €
5.) Seite 328
     Südknoten                                   50.000,- €
6.) Seite 328
     Südknoten Auflösung 
     Haushaltsrest 2014                  40.000,- €
7.)  Seite 329
     Neckarbrücke 
     Erschließung Freibad               30.000,- €
8.) Seite 330
     Neubaugebiet Unter dem Hohen Rain / 
     Scholpenäcker                         50.000,- €

Betrag: 310.000  EUR Einsparungen

Begründung:
Im Haushalt sollen nur noch Planungsko-
sten für Projekte aufgenommen werden,
für die eine Durchführung gesichert ist.
Damit vermeiden wir Kosten durch Gut-
achter und reduzieren den Aufwand der
Verwaltung. Durch weniger Planungen
werden zusätzlich Ingenieurleistungen
eingespart. Eine Stellenaufstockung in den
jeweiligen Bereichen ist dann nicht erfor-
derlich.
Klaus Herrmann
Reinhold Noz
Claus-Dieter Meyer
Maik Stefan Braumann
Christian Köhle
Elke Kreiser
Thomas Lutz
Volker Lutz
Wilfried Link
Dr. Ingo Schwytz
Dr. Uschi Traub

A N T R A G
Kostenreduzierung 
Presse & Öffentlichkeitsarbeit

Die Aufwendungen für Werbung und Öf-
fentlichkeitsarbeit werden von 281.000 EUR
um 50.000 EUR auf 231.950 EUR reduziert.

Betrag:    50.000 EUR

Begründung:
Der Ansatz für 2014 betrug 229.700 EUR.
Eine Erhöhung im vorgeschlagenen Um-
fang ist nicht erforderlich. Auf Grund des
vorgelegten Haushaltsplans und der pro-
gnostizierten Lage der Finanzen können
Mehrausgaben vermieden werden, z.B.
Auflagenhöhe, Hochglanz und Aufma-
chung, bei Druck und Verarbeitung und
durch Umstellung auf „E-Mail Newsletter“.
Klaus Herrmann
Reinhold Noz
Claus-Dieter Meyer
Maik Stefan Braumann
Christian Köhle
Elke Kreiser
Thomas Lutz
Volker Lutz
Wilfried Link
Dr. Ingo Schwytz
Dr. Uschi Traub

A N T R A G
Gewinnausschüttung 
der Stadtwerke
Die Gewinnausschüttung der Stadtwerke
wird von 1.500.000 Euro (2014) auf

FRAKTION
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800.000 Euro reduziert und nicht wie vor-
geschlagen auf 500.000 Euro.

Betrag:    300.000 EUR Mehreinnahmen

Begründung:
Die Gewinnausschüttung der Stadtwerke
betrug 2014 1.500.000 Euro.
Nach Auskunft des Fachbereichs Finanzen
wird das voraussichtliche Ergebnis des Jah-
resabschlusses 2014 (Basis für die Gewinn-
ausschüttung 2015) auf Grund des milden
Winters 2014 im Vergleich zum Vorjahr
zwar schlechter ausfallen; nach einer aktu-
ellen Hochrechnung des Fachbereichs
kann die Gewinnausschüttung mit 800-
900 T€ angesetzt werden.  
Klaus Herrmann
Reinhold Noz
Claus-Dieter Meyer
Maik Stefan Braumann
Christian Köhle
Elke Kreiser
Thomas Lutz
Volker Lutz
Wilfried Link
Dr. Ingo Schwytz
Dr. Uschi Traub

A N T R A G
Gebühren Kindertagesstätten

Bei den Gebühren für Kindertageseinrich-
tungen für über 3 jährige sollen ab dem
Kindergartenjahr 2015/16 die Empfehlun-
gen der Kommunalen Landesverbände und
der Kirchen übernommen werden.

Betrag: 
100.000 EUR Mehreinnahmen 2015

Begründung:
Der Gemeinderat hat bei den Gebühren
für über dreijährige in Kindertageseinrich-
tungen die Empfehlungen der kommuna-
len Landesverbände und der Kirchen nicht
übernommen. Dadurch sind Minderein-
nahmen von jährlich 200.000 Euro ent-
standen. Bei Übernahme der Empfehlun-
gen in vollem Umfang ab dem Kindergar-
tenjahr 2015/16 sind Mehreinnahmen zum
Haushaltsansatz 2015 von 100.000 Euro zu
erwarten. In den Kindertageseinrichtun-
gen für über Dreijährige wurden die Stan-
dards in den letzten Jahren deutlich ver-
bessert. Die Bezahlung der Erzieherinnen
und Erzieher wurde ebenfalls durch Hö-
hergruppierung der Stellen verbessert. Da-
her ist es sachgerecht, die Elternbeiträge
entsprechend den Empfehlungen anzupas-
sen.
Klaus Herrmann
Reinhold Noz
Claus-Dieter Meyer
Maik Stefan Braumann
Christian Köhle
Elke Kreiser
Thomas Lutz
Volker Lutz
Wilfried Link
Dr. Ingo Schwytz
Dr. Uschi Traub

A N T R A G
Geringere Erhöhung 
Wirtschaftsförderung 
Die Projektaufwendungen und Honora-
re/Vergütungen für Wirtschaftsförderung
werden von 295.800 EURO (2014) auf
382.080 EURO (2015) angehoben und nicht
auf 432.080 EURO wie vorgeschlagen.

Betrag: 50.000  EUR Einsparung

Begründung:
Die Projektaufwendungen und Honorare
Vergütungen für Wirtschaftsförderung so-
wie Film und Medien sollen von 295.800
Euro 2014 um 136.280 Euro auf 432.080
Euro 2015 angehoben und damit um fast 50
Prozent erhöht werden. Eine Anhebung
um 86.280 Euro auf 382.080 Euro ist aus-
reichend. Damit wird der Ansatz 2014 um
etwa ein Drittel erhöht.
Klaus Herrmann
Reinhold Noz
Claus-Dieter Meyer
Maik Stefan Braumann
Christian Köhle
Elke Kreiser
Thomas Lutz
Volker Lutz
Wilfried Link
Dr. Ingo Schwytz
Dr. Uschi Traub

A N T R A G
Stellenstreichung

Es sind insgesamt 5,0 Stellen gegenüber den
Vorschlägen im Stellenplan einzusparen.
1.) FB 10 Organisation und Personal
     Die beantragten 3,76 Neustellen sind

um 0,5 Stellen auf 3,26 Neustellen zu
verringern.

2.) FB 20 Finanzen
     Die beantragten 2,2 Neustellen sind um

0,5 Stellen auf 1,7 Neustellen zu verrin-
gern.

3.) FB 65 Hochbau
     Die 1,0 Stelle CAFM und Softwarebe-

treuung Fachbereichsleitung Hochbau
(CAD) ist zu streichen.



A N T R A G
Verzicht auf 
Grundsteuererhöhung 

Der Hebesatz der Grundsteuer bleibt bei
375 v. H. und wird nicht auf 405 v. H. erhöht

Betrag: 1.180.000 EUR

Begründung:
Die Grundsteuer und die Gewerbesteuer
wurden zum Haushaltsjahr 2013 erhöht. Ei-
ne weitere Erhöhung der Grundsteuerhe-
besätze im Haushaltsjahr 2015 halten wir
für nicht erforderlich.

Deckungsvorschlag:
–   313 TEUR Verzicht auf Plakatständer
–   310 TEUR Verzicht auf Planungskos-ten
–   50 TEUR geringerer Anstieg Öffentlich-

keitsarbeit
–   300 TEUR geringere Kürzung Ausschüt-

tung Stadtwerke
–   100 TEUR Empfehlungen der Kommu-

nalen Landesverbände zu Elternbeiträ-
ge Kita übernehmen

–   50 TEUR geringere Erhöhung Wirt-
schaftsförderung

–   70 TEUR Verzicht 2015 auf E 12 Stelle im
FB Gesundheit

–   300 TEUR Stellenstreichungen

Summe: 1.493.000 Euro.
Klaus Herrmann
Reinhold Noz
Claus-Dieter Meyer
Maik Stefan Braumann
Christian Köhle
Elke Kreiser
Thomas Lutz
Volker Lutz
Wilfried Link
Dr. Ingo Schwytz
Dr. Uschi Traub

A N T R A G
Freies W-LAN in Ludwigsburg

Die Stadt Ludwigsburg ermittelt die Mög-
lichkeiten und Kosten um in der Innen-
stadt oder in Teilen davon ein freies W-
LAN zu errichten und den Bürgern anzu-
bieten. Dafür werden im Haushalt 2015
50.000,- € eingestellt.

Begründung:
Die Stadt Pforzheim weist als erste Groß-
stadt Deutschlands ein flächendeckendes
freies Breitband W-LAN auf. Dort wurde
das Projekt von einer privaten Initiative
über einen externen Dienstleister aufge-
baut. In der Bereitstellung von Gäste-W-
LAN für Unternehmen oder öffentliche
Stellen wie Fachhochschulen bieten sich
Entwicklungschancen für Ludwigsburg an,
um sich auch modern und fortschrittlich
und als Dienstleister zu positionieren.
Für den Film- und Medienstandort wie
auch den Wirtschaftsstandort Ludwigs-
burg ist ein freies W-LAN zeitgemäß und
zukunftsweisend.
Klaus Herrmann
Reinhold Noz
Claus-Dieter Meyer
Maik Stefan Braumann
Christian Köhle
Elke Kreiser
Thomas Lutz
Volker Lutz
Wilfried Link
Dr. Ingo Schwytz
Dr. Uschi Traub

4.) FB 65 Hochbau
     Die 1,0 Stelle Abteilungsleitung Zentra-

le Dienste ist zu streichen.
5.) FB 65 Hochbau
     Die 1,0 Stelle Gebäudeverwaltung ist

als befristete Stelle zu führen; wenn va-
kante Beamtenstelle gestrichen wird,
von einer befristeten in eine unbefriste-
te umzuwandeln.

6.) FB 68 TDL    
     Die 2,0 Stellen für Landschaftsgärtner

sind zu streichen.

Summe: 5,0 Stellen

Begründung: 
2015 sind insgesamt 42,54 Neustellen be-
antragt. Im Jahr 2014 wurden 35,24 neue
Stellen geschaffen, dem standen 17,91 Stel-
lenstreichungen gegenüber. 2014 wurden
also insgesamt 17,33 Neustellen geschaffen.
Die Reduzierung um 5 Stellen erscheint
sachgerecht. Teilweise können Aufgaben
an Dritte vergeben werden. Die zur Strei-
chung vorgeschlagenen 5,0 Stellen entla-
sten den Haushalt um ca. 300.000 € (eine
Stelle ist mit durchschnittlich 60.000 € an-
gesetzt).
Klaus Herrmann
Reinhold Noz
Claus-Dieter Meyer
Maik Stefan Braumann
Christian Köhle
Elke Kreiser
Thomas Lutz
Volker Lutz
Wilfried Link
Dr. Ingo Schwytz
Dr. Uschi Traub
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DER VORSITZENDE DER CDU-GEMEINDERATSFRAKTION
KLAUS HERRMANN MDL ZU WECHSELWIRKUNGEN 
VON KOMMUNAL- UND LANDESPOLITIK

Lage weiter. Die CDU-Landtagsfraktion
hat den Antrag auf vorläufige Aussetzung
der Richtlinie gestellt, wird aber wahr-
scheinlich bei Grün-Rot auf Granit beißen.

Umweltlärm

„Wir wurden von der EU aufgefordert, ei-
nen Lärmaktionsplan zu erstellen.“ Hier
solle festgelegt werden, wie der Umwelt-
lärm für die einzelnen Bürger weiter redu-
ziert werden könne. Zuschüsse für Lärm-
schutzfenster an viel befahrenen Straßen
und entsprechende Lärmwälle an Auto-
bahnen gebe es bei uns schon, so Klaus
Herrmann. Weitere Maßnahmen, wie Flü-
sterasphalt auf gewissen Strecken, müss-
ten noch geprüft werden. Für einige schei-
ne das Allheilmittel schon wieder in den
Tempozonen zu liegen. Die CDU-Gemein-
deratsfraktion habe sich für lediglich zwei
verschiedene Tempozonen in der Stadt
ausgesprochen: 50 km/h und 30 km/h, so-
wie als zusätzlichen Sonderfall die Spiel-
straße (Schrittgeschwindigkeit 10 km/h).
Andere wollen auch noch zusätzlich 20
km/h- und 40 km/h-Zonen. Damit werde
es für Autofahrer noch schwieriger, die
Übersicht zu behalten.

Öffentlicher 
Personennahverkehr (ÖPNV)

Das Land hat beschlossen, seine Zuschüs-
se nicht mehr direkt an die ÖPNV-Unter-
nehmen zu geben, sondern sie dem Land-

wirken. Eine mögliche B27-Untertunne-
lung wäre dabei denkbar.

Asylbewerberunterbringung

Die Kommunen sind vom Land angehalten,
Unterbringungsmöglichkeiten für Asylbe-
werber bereitzustellen. Die Stadt ist dabei
ebenso gefordert, diesen Menschen zu
helfen. Die Flüchtlinge, die zur Zeit zu uns
kommen, sieht Klaus Herrmann als Gäste
auf Zeit. Sobald sich die Lage in ihrer Hei-
mat wieder normalisiert habe, könnten die
Menschen wieder zurückkehren. Um die
hohe Anzahl der Flüchtlinge in kürzerer
Zeit zu bewältigen, sollte man wieder die
Bezirksstellen Asyl errichten, um dezen-
trale Anerkennungsverfahren zu ermögli-
chen. Ein einziger Standort ist damit über-
lastet. 
Des Weiteren müsse auch dem Missbrauch
ein Riegel vorgeschoben werden. Mit Müh
und Not sei es erst kürzlich gelungen, wei-
tere drei Länder als sichere Herkunftsstaa-
ten zu erklären. Dies sei nicht einfach. Die
Grünen blocken selbst bei Staaten, bei de-
nen die Anerkennungsquote zwischen 0,0
und 0,2 Prozent liegen. Völlig kontrapro-
duktiv sei auch die Entscheidung der ba-
den-württembergischen Integrationsmini-
sterin Öney, die vorzuhaltende Fläche pro
Asylbewerber von 4,5 qm auf 7 qm fast zu
verdoppeln. Die Kommunen seien jetzt
schon kaum in der Lage, genügend Wohn-
raum zu beschaffen. Bei dieser extremen
Erhöhung der Vorgaben verschärfe sich die

In der aktuellen Montagsrunde des CDU-
Stadtverbandes Ludwigsburg sprach der
Fraktionschef der Ludwigsburger Gemein-
deratsfraktion, Klaus Herrmann MdL, über
die vielschichtigen Verbindungen der ein-
zelnen Politikebenen: „Kommunalpolitik
und Landespolitik sind untrennbar mitein-
ander verbunden. Das eine hat immer wie-
der Auswirkungen auf das andere, wobei
der Einfluss keine Einbahnstraße ist“, so
Klaus Herrmann.

Landesgartenschau nach 2026

Klaus Herrmann gab dazu einige Beispiele.
In ihm als Aufsichtsratsmitglied des Blü-
henden Barocks und zu Gast bei der dies-
jährigen Landesgartenschau in Schwä-
bisch Gmünd war, reifte nicht zuletzt dort
die Idee, dass Ludwigsburg sich wieder
einmal für eine Landesgartenschau bewer-
ben könnte. Bis 2025 sind diese in unserem
Land schon vergeben. In den nächsten Jah-
ren wird wieder über weitere Bewerber
entschieden. Nachdem am Ende der
1990er Jahre die Ludwigsburger Bewer-
bung wenig Erfolg hatte, sollte man sich
heute schon Gedanken über ein Konzept
für die Bewerbung zur Gartenschau nach
2026 machen. Wenn man im Gemeinderat
zu einer positiven Entscheidung kommt,
hat man 2-3 Jahre Zeit alle Voraussetzun-
gen zu prüfen. Neben einer schönen Grün-
anlage, wovon man in der Regel noch meh-
rere Jahre profitiere, könne es sich auch
auf Infrastrukturmaßnahmen positiv aus-
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kreis zu überweisen. Der Ludwigsburger
Kreisverwaltung oblag nun die Aufgabe,
einen Vorschlag dafür auszuarbeiten. Die-
ser nun unterbreitete Vorschlag würde die
Stadt Ludwigsburg mit erheblichen Zu-
satzkosten belasten. 
Die Verwaltung möchte den ganzen Land-
kreis „gleich“ behandeln, ohne Rücksicht
auf Einwohnerdichte oder überregionale
Einrichtungen, die natrugemäß eine höhe-
re Besucherfrequenz mit ÖPNV-Fahrten
mit sich bringen. Als Beispiel nannte Herr-
mann hier die Busanbindung nach Pre-
vorst. Dort ist der Umfang völlig ausrei-
chend und die Verwaltung plant in diesem
Bereich mehr als eine Verdopplung. 
Im Gegenzug würde das für Ludwigsburg
bedeuten, dass der 10-Minuten Takt in der
Hauptverkehrszeit auf 15 oder gar 20 Mi-
nuten verlängert würde. Dabei seien die
Busse in den Hauptverkehrszeiten schon
beim 10 Minuten-Takt übervoll, sodass Ent-
lastungsbusse, vor allem morgens und mit-
tags für Schülerfahrten, eingerichtet sind.
Wenn die Stadt das bisherige Busangebot
beibehalten wolle, würde das die Stadtkas-
se pro Jahr mit etwa drei Millionen Euro
Mehrkosten belasten. Hier sieht Herr-

mann großen Handlungsbedarf. Das Geld
dürfe nicht mit der Gießkanne über den
Landkreis verteilt werden, es müssten wei-
ter individuelle Gegebenheiten berück-
sichtigt werden.

Wohnbau

Im Wohnungsbau ist das Land zur Zeit der
Meinung, dass der Flächenverbrauch zu
hoch ist und beschränkt die Städte stark in
der Ausweisung neuer Baugebiete. In Lud-
wigsburg konnte man das Problem etwas
abmildern. Neben geringen neuen Flächen
am Stadtrand konnte man einige Flächen
umnutzen. Alte Kasernenflächen konnte
man zu Wohngebieten umwidmen, wie
z. B. das Rotbäumlesfeld auf dem Gebiet
der alten Krabbenloch-Kaserne, sowie die
Hartenecker Höhe, auf dem Gebiet der
früheren Flak-Kaserne. 

Kinderbetreuung

Dass viele junge Familien zugezogen sind,
sehe man auch an der Steigerung der Ko-
sten für die Kinderbetreuung. Durch ver-
änderte  Rahmenbedingungen, wie flexible

Öffnungszeiten, haben sich die Kosten von
16 Millionen Euro 2005 auf 40 Millionen
Euro im Jahr 2014 gesteigert. Im gleichen
Zeitraum seien zwar auch die Landeszu-
schüsse von fünf auf elf Millionen Euro ge-
stiegen, aber ein großer Teil bleibe doch an
der Stadt hängen.

Gute kommunale 
Finanzausstattung

Die Stadt sei aber den Aufgaben, die auf
sie zukommen, gewachsen, so Klaus Herr-
mann zum Schluss seiner Ausführungen.
Ludwigsburg habe solide Haushalts- und
Finanzstrukturen. Die CDU sei in ihrer Re-
gierungszeit in Baden-Württemberg im-
mer ein verlässlicher Partner der Kommu-
nen gewesen. 
Einen Vergleich hatte Herrmann noch:
Während das Land Bayern nur halb so viel
Schulden hat wie Baden-Württemberg, ha-
ben die Kommunen dort doppelt so viel
Schulden wie die in Baden-Württemberg.
Über das rot-regierte NRW müsste man
gar nicht reden. Dort sind die Kommunen
und das Land Pleite. 
                                                                          rvb
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Die Gedenktafel am früheren Eingang zur Flak-Kaserne,

heute das Gebiet der Hartenecker Höhe in Oßweil.

Aus der alten Sporthalle wurde ein modernes Kinder-

und Familienzentrum.


